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DTelegraphiſche Nachrichten. Denn die Hebel der Regierung und die Macht, welche ihr der gegenwärtige Beſitz zu 
London, 8. Okt., Nachm. 5 Uhr 30 Min. Dor „Standard“ meldet: Gebote ſtellt, verlieren in dem Maße an Kraft und Gebrauchsfähigkeit, als der Termin 
Der öſterreichiſche Gefandte Baron von Koller werde feine Päſſe fordern, des Beſitzanrechtes zu Ende läuft. 
ſobald Koſſuth gelandet. Der vänifche Gefandte hier iſt geſtorben. Aus Würtemberg haben wir noch zu melden, daß nun auch dort die Grund⸗ 
Paris, 8. Okt., Abends s Uhr. Einem cireulirenden Gerücht nach rechte in Folge und mit Hinweſſung auf den bekannten Bundesbeſchluß aufgehoben 
iſt ein Wechfel des Miniſteriums bevorſtehend; die zu erwartende Botſchaft worden find. Da zugleich die Kammern einberufen find und dieſe, wie ganz ſicher 
des Präſidenten der Nepublik an die Kammer ſoll angeblich ſich gegen das vorauszuſehen, den Eingriff des Bundes in das innere Verfaſſungsleben mit Energie 


Wahlgeſetz vom 21. Mai aus ſprechen. - zurückweiſen werden, ſo dürfte auch dort, wie im Großherzogthum Heſſen, die ganze 
Etuttgart, . Oktober. Die Kaumern find auf den 21. Oktober Verfaſſung auf dem Spiele ſtehen. 
einberufen worden. Unfer Münchener A-Korreſpondent berichtet über die Intriguen, welche bei den 


London, 7. Oktober, Nachm. 5 Uhr 30 Min. Conſols 97%, . (Berl. Bi.) ſüddeutſchen Regierungen gegen Verlängerung des Zollvereins⸗Vertrages angezettelt wor⸗ 
lorenz, 6. Oktober. Kraft des abgeſchloſſenen Eiſenbahn vertrages den, daß jedoch der von der baſeriſchen Regierung erforderte Bericht des landwirth⸗ 
wird die italieniſche Centraleiſenbahn Privatunternehmern auver⸗ ſchaftlichen Kreisvereins ſich unbedingt für Erhaltung des Zollvereins ausſpreche. 
traut, welche ein höchſtens 100jähriges Privilegium erhalten und die vVor⸗ TEEN STETTEN 
arbeiten in einem Jahre vollenden müſſen. Die Arbeit foll gleichzeitig auff 
n Punkten begonnen und in 4 Jahren vollendet werden. Die Aufſicht über } t Preußen. f . 
das Materuehmen führt eine von ven Regierungen Oeſterreichs, Parmas, Berlin, 9. Oktober. [Amtlihes,]> Se. Majeſtät der König haben allergnä⸗ 
Modenas, Toskanas und des Kircheuſtaates bestellte Kommiſſion, welche digſt gerubt: dem Land⸗Rentmeiſter Müller zu Gumbinnen den rothen Adlerorden 
ihren Sitz in Modena nehmen wird. f oletter Klaſſe; ſo wie dem Lehrer Heinrich Rempe zu Verl, Regierungs⸗Bezirk Min: 
„Po Fred rate. Tessa den, das allgemeine Ehren eichen zu verleihen. — Se. Majeſtät der König haben 
B „ 10. Oktober. (Zur Situation] Wir erhalten heute durch die allergnädigſt⸗geruht: dem außererdentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter zu 


„Patrie“ eine Nachricht, welche, mit früheren zuverläßlichen Meldungen im Wider⸗ Konſtantinopel, Kammerherrn Grafen v. Pourtalès, die Erlaubniß zur Anlegung der 


ee." Geneigtheit Preußens, in alle Pläne der daͤniſchen Diplomatie einzugehen, 8 Hoheit dem Sultan ihm verliehenen höheren Klaſſe des Niſchan⸗Iftihar in 
tet. ö rillanten zu ertheilen. . i 
Die „Patrie“ ſagt nämlich: Graf Bille⸗Brahe, welcher ſich bekanntlich mit einer Abgersl ſt: 9 Excellenz der Staatsminifter und Ober⸗Präſident der Provinz 
außerordentlichen Miffion beauftragt, in Berlin befand, habe von dem dortigen Kabinet Brandenburg, Flottwell, nach Breslau. 
we. m po ei 10 50 Monarchie, wie ſolches C. B. Berlin 9 Ott. [Der Beschluß des Bundestags in B 
urch da Protokoll feſtgeſtellt worden, erhalten, ſondern auch die Billigun B. Berlin, 9. Okt. undestags in Bezug au 
der Erbfolge des Prinzen von Glücksburg und ſeiner WR ge den Austritt der Provinzen Preußen und Pofen aus dem Bunde), 5 
dem n Herr v. Manteuffel hätte in einer unter dem 30. DER an 5 wie 1 ale; — 19 0 für die . des e Oeſter⸗ 
den Grafen Bille⸗Brahe erlaſſenen Note erklärt: Se. Maj. der König gebe ſeine reichs angeſehen werden, fo weit dieſe Präjudiz in der Art der Abſtimmung über den 
Zuſtimmung ſowohl zu dem Prinzip der Aufcechthaltung der n Antrag gefunden werden möchte. Es if: bekannllich der Austritt der 51 . . preuß. 
als auch zu den Arrangements, Kraft deren der Prinz Chriſtian von Glücksburg ſammt Provinzen nur vor dem engern Rath zur Sprache gebracht und von dieſem der betref⸗ 
ſeiner Gemahlin und deren männlicher Nachkommenſchaft für präſumtive Thronerben fende Beſchluß gefaßt worden. Es konnte aber der den Austritt legaliſtrende Beſchluß 
Dänemarks erklärt würden. nur deshalb vom engern Rath gefaßt werden, weil im Widerſpruch mit der Bundesakte 
Die „Patrie“ fügt hinzu, daß auch die übrigen europäifchen Kabinette ihre Zuſtim⸗ die Provinzen Preußen und Pofen durch den engern Rath auch in den Bund aufge⸗ 
mung ertheilt hätten, ſo daß die däniſche Frage eigentlich erledigt wäre und kein Hin⸗ nommen worden waren. — Cs heiße nämlich im Artikel 1 der Bundeegkte: „Die ſou⸗ 
derniß obwalte, die Herzogthümer Schleswig und Holſtein zur Verfügung des Königs verainen Fürſten und freien Städte m wan mit Einſchluß Ihrer Majeſtäten des 
von Dänemark zu ſtellen. : Kaifers von Oeſterreich und der Könige von „von Dänemark und der Nieder⸗ 
Wir beſcheiden uns nun zwar, die Ueberlegenheit der „Patrie“ in Kenntniß diplo⸗ lande, und zwar der Kaiſer von Oeſterreich und der König von Preußen 
deglilcher Intriguen anzuerkennen, berufen uns aber auf die ihren Behauptungen ent⸗für ihre geſammten, vormals zum deutſchen, Reich gehörigen Beſitzun⸗ 
Biſaſtehenden Thatſachen, namentlich was die vorausſichtlich noch lange andauernde gen, der König von Danemark für Holſtein, der König der Niederlande für das Groß⸗ 
fit bung der Hetzogthümer betrifft und ziehen ihre Behauptung ſehr ſtark in Zwei⸗ herzogthum Luxemburg — (ſeit 1839 dahin abgeändert, daß der größte Theil von Luxem⸗ 
lic 9 bereits alle europäifchen Kabinette ihre Zuſtimmung ertheilt haben. Nament⸗ burg an Belgien überlaſſen, der König, der Niederlande aber mit einem Theile Lim⸗ 
neſchiſchen wohl entſchieden verneint werden können, daß dies auch hinſichtlich des öſter⸗ burgs entſchädigt wurde und als Herzog von Limburg Mitglied des deutſchen Bundes 
— der Fall ſei. Rt 0 blieb) — vereinigen ſich zu einem beftändigen Bunde, welcher der deutſche Bund hei⸗ 
ßiſche Negele behalt klingt die Machricht — Ga! de Francfort “, daß die preis ßen ſoll. — Nach Art. 6 der Bundesakte 150 775 zu jeder Abänderung von Grundge⸗ 
be, worin ag eine Eceular⸗Rote hinſich enbutgs an die Großmächte erlaſſen ſeben ein Beſchluß durch das Plenum erforderlich. Man erſieht alſo, daß das, was 
ha Die Na Nie erklärt, das Fürſtenthum wieder in ihren Beſitz nehmen zu wollen. dem preuß. Antrag günſtig war, der Beſchluß durch den engern Rath, bei dem öfter- 
a Paschen ſcheint uns nämlich deshalb fo fabelhaft, weil Preußen Angeſichts keichiſchen Antrage auf den Geſammteintritt des Kaiſerſtnates in den Bund nicht in 
10 t ehrt 1852 und bevor die europäifhe Situation im Großen und Ganz Betracht kommt. Gerade du ch ſeine Motivirung und die Erklärung, daß es den frü⸗ 
zen nich J eſteut ſein wird, unmöglich Luft haben kann, ſich noch mit einer ſo hern Beſchluß des engern Raths, durch welchen Preußen und Poſen in den Bund auf⸗ 
heiklen eee belaſten. a genommen wurden, „ffir unverbindlich erachten müffe, weil er den Bundesgeſezen zuwi⸗ 
Man wird damit wohl wacten können, um ſo mehr, als man in Paris nun derläuft, gerade dadurch hat Preußen bereite jedem Zurückkommen auf einen bloßen 


doch die Löſung, welche eigentlich erſt im Mai 1852 fo oder ſo liegen fol, anti- Beſchluß des engern Raths bei Aufnahme neuer Landestheile in den Bund entſchieden 
&ipiren muß. * geben nämlich zwar gern nach, daß die Seeed ſich vorgebeugt. Pas Miniſterium 51 in den nächſten Tagen eine Sitzung halten, in 
dielleicht nicht in der von unſerem Korreſpondenten angedeuteten Form erfüllen werden, der wiederholt die Angelegenheiten der Provinz Poſen zur prache gebracht werden ſol⸗ 
aber, wenn wir nicht an der unmöglichen Vorausſetzung feſthalten, daß Louis Napo⸗ len. Es iſt bis jetzt die Ausführung der Demarkacionslinie noch nicht aufgegeben, doch 

mit gekreuzten Armen den Augenblick ſeiner Abſchaffung heranrücken laſſen will, ſcheint es, daß von einer Seite das Fallenlaſſen der Demarkationslinje fehr lebhaft be⸗ 
— ſcheint es und, daß er durch Zaudern an Terrain und ſelbſt die Mittel zum Wis trieben wird; ob mit Erfolg, das wird ſich erſt zeigen, wenn das Staatsminiſterium 
erſtande verlieren müßte. x g feine: Beſchlüſſe, die auch dieſe Frage berühren werden, gefaßt haben wird. — Die in 
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gebung. 


den zum Eintritte Berechtigten unbenommen bleibt, 


Bezug auf Poſen vorliegenden nächſten Angelegenheiten haben materielle Angelegenhei⸗ 
ten im Auge. Es ſind in dieſer Beziehung von dem Oberpräſidenten der Provinz, 
Hrn. v. Puttkammer, mehrfache Vorſchläge eingegangen. — Hr. v. Puttkammer wen⸗ 
det, wie wir vernehmen, ſeine Aufmerkſamkeit auch namentlich den ländlichen und land⸗ 
wirthſchaftlichen Verhältniſſen Poſens zu, die theilweiſe ſehr im Argen liegen. 

Berlin, 9. Oktober. [Zur Tages⸗Chronik.] Se. Majeftät der König ſind 
heute Vormittag 11 Uhr von Hubertus⸗Stock kommend, in Schloß Bellevue eingetrof⸗ 
fen. Auch. Ihre Mafeſtät die Königin werden im Laufe des Nachmittags aus Dresden 
hier eintreffen, und werden die allerhöchſten Herrſchaften gegen 6 Uhr mittelſt Extrazu⸗ 
ges nach Sansſouci abgehen. 
Der Miniſterpräſident, Frhr. v. Manteuffel wird heute Abend hier wieder eintreffen. 
Der dieſſeitige außerordentliche Geſandte am Hofe zu St. Petersburg, Generallieu- 
tenant Fehr. v. Rochow iſt am 3. d. M. daſelbſt eingetroffen. 

Der k. däniſche Kammerherr und Marine⸗Commandeur Steen⸗Anderſen⸗Bille ift aus 
Kopenhagen, und der k. Konſul Wedekind aus Palermo hier eingetroffen. 


Der Fönigl, Kammerherr Graf v. Spee iſt nach Hannover, der Eaiferlich ruſſiſche 


Generalmajor v. Butturlin nach Dresden, und der königl. ſchwediſche Generallieutenant 
Graf v. Wedell⸗Jarlsberg nach Hamburg abgereift. (N. Pr. 3.) 

Nach Nachrichten aus Petersburg iſt, wie die „Pr. 3.“ meldet, der preußiſche Ge: 
fandte, Generallieutenant v. Rochow, am 3. Oktober daſelbſt eingetroffen. 

In Ergänzung unſerer geſtrigen Notiz über die Poſtkonferenz bemerken wir, daß 
namentlich folgende Gegenftände zur Verhandlung kommen werden: 1) die Ausdehnung 
der Vereinsgrundſätze auf den Poſtverkehr mit andern nicht zum Verein gehörigen 
Staaten; 2) die Verhältniſſe des Vereins zu den ihm nicht beigetretenen Staaten; 3 
Feſtſtellung der Grundſätze für Vertheilung der Poſteinnahmen. Die Regulirung des 
Zeitungsſpeditionsgebührenweſens nach gleichmäßigen Normen und die Frage wegen Er⸗ 
tichtung einer Centralanſtalt für poſtaliſche Intereſſen werden ebenfalls zur Verhand⸗ 
lung kommen. 

General v. Wrangel und die ihn auf der Reiſe nach Oeſterreich und Italien bes 
gleitenden Offiziere haben vom Kaiſer Orden erhalten. 

Das preußiſche Contingent der zum Schutze des deutſchen Bundes zuſammen⸗ 

gezogenen Truppen beſteht aus 3 Bataillonen vom 25. Infantetie-Regiment, dem 8. 
Jäger⸗Bataillon, 3 Eskadrons des 9. Huſaren⸗Regiments, 1 reitende Batterie des 8. 
Artillerie⸗Regiments und 1 Eskadron des 7. Ulanen⸗Regiments. Hiervon kommt nach 
Wetzlar 1 Bataillon des 25. Infanterie-Regiments und ein halbes Jäger-Bataillon, 
die andere Hälfte nach Braunfels, nach Trier 2 Eskadrons des 9. Huſaren⸗Regiments, 
nach Saarleuis die Ulanen, die übrigen Truppen nach Kreuznach und in 94 5 Um⸗ 
(C. B.) 

[Ständifhe Angelegenheiten.] Die Verhandlungen des preußiſchen Lands 
tags ſind ohne Intereſſe. Das von der Staatsregierung im Entwurf eingebrachte Re⸗ 
glement für eine neue ländliche Feuer⸗Socigtät in Weſtpreußen, hat am 6. den Haupt: 
Gegenſtand der Berathung gebildet. Die bei der bereits beſtehenden landſchaftlichen 
Feuer⸗Societät nicht aſſociationsfähigen ländlichen (in der Regel kleinern) Grundbeſitzer 
ſollen zwar berechtigt, nicht aber verpflichtet ſein, jener neuzubildenden, Feuer⸗Societät 
beizutreten. Es ſoll überhaupt für die Verſicherungen bei dieſer Societät keine Zwangs⸗ 
Pflicht eingeführt werden, ſondern jedem Berechtigten geftattet fein, beliebig anderweit 
Versicherung zu nehmen. Daher ſoll die Verſammlung auch beſchloſſen haben, in dem 
qu. Reglement dahin eine Zuſatzbeſtimmung bei der Regierung zu beantragen, daß es 
je nachdem ſich unter ihnen Theil⸗ 
nehmer finden, auf Gegenſeitigkeit gegründete Privat⸗Feuerverſicherungsvereine zu bilden, 
oder ſich ſolchen ſchon beſtehenden Vereinen anzuſchließen. — Der [ ächſiſche Landtag 
hat ſeinerſeits die Regierungsvorlagen, wie vorauszuſehen war, angenommen. Seine 
Anträge gehen dahin, die Erlangung des Bürgerrechts zu erſchweren, dem 
Gemeindevorſtand (alfo der Regierung) einen vorwiegenden Einfluß auf das Zuſtande⸗ 
kommen der Beſchlüſſe des Gemeinderaths zu gewähren, den großen Grundbeſitz auf 
Koſten des kleinen zu begünſtigen u. ſ. w. Im Uebrigen beſchäftigte er ſich mit pro⸗ 
vinziellen Angelegenheiten. 3 

Breslau, 10. Oktbr. [Verhandlungen des ſchleſiſchen Provinzial⸗ 
Landtages. XI. Plenar⸗Sitzung, Nachmittags 5 ½ Uhr.) 

In Abweſenheit des Landtags-Marſchalls eröffnete der Stellvertreter deſſelben die 
Sitzung. Es wurde mit den am Schluß der heutigen Vormittags-Sitzung abgebroche⸗ 
nen Berathungen über die Abänderungen der Gemeinde⸗Ordnung fortgefahren und mit 


— 


dem Vortrage des Referats bezüglich des Verluſtes des Bürgerrechts begonnen. 


Die geſtellten Fragen: f 
fol das Bürgerrecht und Gemeinde-Wähler-Recht mit dem Verluſte der Be⸗ 
dingungen, unter denen es erworben worden, wieder verloren gehen? ſoll das 
Urtheil über die Beſcholtenheizreines Bürgers und Gemeinde-Wählers den Ger 
meinde⸗Vertretern zuſtehen? 0 
wurden ohne Debatte einſtimmig bejaht. 5 

Der im Ausſchuß⸗Bericht bereits abgelehnte Antrag: Die Aufnahme von Beſtim⸗ 
mungen über die Umzugs⸗Verhältniſſe von Ausländern in die Gemeinde-Ordnung zu 
Kan fand in der Verſammlung keine Unterſtützung, weil dieſe Angelegenheit 
en Heimats⸗ und Hörigkeits⸗Geſetzen angehöre. 

Die in der Miniſterial⸗Denkſchrift ad A b vorgeſchlagene Abänderung der §9 14 
und 72 der Gemeinde⸗Ordnung, daß in derſelben ſtatt Grund beſitzer Haus beſitzer 
20 Be ſolle, nahm der Landtag als eine nothwendige Folge des ad A a gefaß⸗ 
er Ueber A Zenden mie e ; 1 5 

Der X ahl der Hausbeſitzer im Gemeinderath entſpann ſich eine längere De⸗ 
batte. 15 usſchuß hat in Uebereinſtimmung mit der Städteordnung von 1808 vor⸗ 
nung ai ME Si der Hausbeſitzer 1 Gemeinderath, welche in der Gr: 
meinde⸗ : lfte normirt iſt, auf 7 zu erhöhen. 

Gegen dieſen W ce wurde angeführt, daß wenn die Hälfte des Gemeinderaths 
aus Hausbefigern 4 7 110 konſervative Element hinreichend gewahrt fei, zumal ſeit⸗ 
dem nach dem * alete die Wahl erfolge. Unter den Nicht⸗Hausbeſitzern 
befänden ſich viele Kapazitäten, die ſenes Element beſſer vertreten, als mancher Haus⸗ 
befiger, es würde nicht 1 ki jene auf eine fo geringe Zahl zu beſchränken. 
Ueberdem erheiſche es die Gerechtigkeit, daß, nachdem die fonftigen Unterſcheidungen in 
den Pflichten der Angeſeſſenen und a dee aufgehoben worden, auch eine 
größere Gleichſtelung derſelben in Betreff der ihnen zustehenden Rechte zu gewähren ſei. 
Für den Antrag wurde geltend gemacht, daß eine völlige Gleichſtellung in Betreff aller 


1976 


Laſten zwiſchen den Angeſeſſenen und Nicht⸗Angeſeſſenen nicht beſtehe, indem erſteren 
vermöge ihres Hausbeſitzes größere Verpflichtungen oblägen, auch das Gebundenſein an 
ihr Grundſtück fie dauernder und inniger mit der Kommune vereinige, als diejenigen, 
welche durch Vefig an dieſelbe nicht gefeffelt find, eine völlige Gleichſtellung in der Ver⸗ 
tretung alſo nicht gerechtfertigt erſcheine. 3 

Der Landtag entſchied mit 56 gegen 28 Stimmen: 

daß %, der Mitglieder des Gemeinderaths aus Hausbeſitzern 

Bezüglich der sub A e der Denkſchrift enthaltenen Frage: 
ob es den Stadt⸗Kommunen geſtattet fein ſolle, in das Orts⸗Statut auch Ab⸗ 
weichungen von den einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes, ſoweit dergleichen 
nach den Eigenthümlichkeiten der Städte nothwendig befunden werden, aufzu⸗ 
nehmen, 
wurde von einer Seite der Wunſch ausgeſprochen, daß bezüglich der aufzunehmenden 
Abweichungen eine nähere Präcifirung der Frage ſtattfinden möge, weil in deren Allge⸗ 
meinheit, falls ſie bejahend entſchieden würde, die Abweichungen zur Regel werden könn⸗ 
ten. Es wurde hierauf entgegnet, daß nach dem Inhalt der Denkſchrift Abweichungen 
vom Geſetz und in fo, weit, als fie nach der Eigenthüͤmlichkeit einzelner Staͤdte noth⸗ 
wendig befunden würden, aufgenommen und erſt der Sanction Sr. Majeftät des Kö⸗ 
nigs unterbreitet werden ſollten, weshalb Miß bräuchen vorgebeugt ſei, die Wahrung 
jener Eigenthümlichkeiten dem ſtädtiſchen Leben aber nur förderlich ſein könne, worauf die 
oben etwähnte Frage ; ! 
einſtimmig bejahend entſchieden wurde. i 
Der Landtags⸗Marſchall war wieder in dem Sitzungsſaal erſchlenen und übernahm 
den Vorſit mit der Anzeige: daß er die in den vorigen Sitzungen genehmigten Adreſſen 
an Se. Majeſtät den König und den Prinzen Adalbert von Preußen königl. Hoh. ſo 
eben dem königlichen Landtags⸗Kommiſſarius übergeben habe. 
In der hierauf fortgeſetzten Tagesordnung gab die in der Miniſterial⸗Denkſchrift 
ad A d enthaltene Frage: 
ob die Beſtimmungen in 65 33, 43, 53 ad 2 und 9 93, 103 und 114 ad 2 
der Gemeinde⸗Ordnung, wonach der Gemeinde⸗Vorſtand nur die Befugniß bes 
ſitt, die Ausführung folder Beſchlüſſe des Gemeinderaths zu beanſtan⸗ 
den, die er für das Gemeindewohl nachtheilig erachtet, und daher gewiſ⸗ 
ſermaßen eine blos negative Stellung einnimmt, als genügend betrachtet wer⸗ 
den kann, und nicht vielmehr eine poſitive Vorſchrift, 

daß die Beſchlüſſe des Gemeinderaths überhaupt der Zuſtimmung des Gemeinde⸗ 

Vorſtands bedürfen, 
das Verhältniß auf den angemeffenften Standpunkt ſtellen würde, 

zu einer längeren Debatte Anlaß. 

Gegen die Ertheilung dieſer Befugniß an den Gemeinde-Vorſtand erhob ſich mehr⸗ 
ſeitiger Widerſpruch. Es liege darin eine Beſchränkung der, dem Gemeinderath gebüh⸗ 
renden Freiheit, die Beſchlüſſe deſſelben würden die materielle Wohlfahrt der Kommune 
ſicher nicht verletzenz dem Magiſtrat bleibt ohnehin der größte Einfluß auf die Ge⸗ 
meindeverwaltung geſichert, ihm ſteht die Vertretung der Stadt⸗Kommune nach Außen 
zu, er habe die Beſchlüſſe des Gemeinderaths, mit dem er in der Regel Hand in Hand 
gehen werde, auszuführen, in dieſer Vollziehung liege ſeine Genehmigung. Es bleib 
ihm das Recht der Beanſtandung ; folle erſt feine Zuſtimmung für jeden Beſchluß — 
geholt werden, fo würde dies Verſchleppung wichtiger und dringlicher Gegenstände und 
vielfache Differenzen herbeiführen. Endlich ſei aber nicht außer Acht zu laſſen, daß 
nach der Gemeindeordnung gegenwärtig und in Zukunft ſehr befähigte Männer in den 
Gemeinderath gewählt werden würden, ihm alſo eben ſo viel Intelligenz zuzutrauen 
ſei, als dem Gemeinde-Vorſtande. 

Dieſer Ausführung gegenüber wurde darauf hingewieſen, daß die gegenwättige 
Frage mehr formeller als materieller Natur ſei; es ſei aber hier auf die Form ein 
großes Gewicht zu legen, weil es ſich darum handle, dem Vorſtande als Obrigkeit der 
Stadt eine, ſeinem Anſehen entſprechende Stellung zu geben und ihn nicht zum Exeku⸗ 
tiv⸗Beamten des Gemeinderaths herabſinken zu laſſen. Eine Verſchleppung dringender 
Angelegenheiten werde, wie die Erfahrung bei der alten Städteordnung bewieſen, da⸗ 
durch nicht herbeigeführt, zumal der Magiſtrat ſeine Entſcheidung nicht zu mo⸗ 
tiviren habe. 

Das Recht der Beanſtandung fei ein mißliches, da es nicht die Pflicht ausdrücke, 
es würde, um nicht Mißliebigkeit zu erwecken, von jenem Rechte ſelten Gebrauch 
gemacht werden. 

Die beiden Stadtbehörden ſeien gleichberechtigt, wolle man die Rechte einer dieſer 
Behörden erweitern, fo möge man bei dem Gemeinde⸗Vorſtande dies thun, dem über⸗ 
dies die größere Geſez⸗Kenntniß beiwohne, und der für feine Handlungen verantwort⸗ 
lich ſei. Die oben deregte Frage wurde in Gemäßheit des Ausſchuß⸗Gutachtens mit 
74 gegen 9 Stimmen angenommen. 

Die ad A. e. der Denkſchrift enthaltene Frage: 

ob es nicht angemeſſen ſei, das in der Gemeinde⸗Ordnung aufgenommene fremd⸗ 
artige koſtſpielige Inſtitut der Bezirksräthe als Aufſichtsdehörde ganz wegfallen 
zu laſſen und die bisherigen Aufſichtsbehoͤrden und Inſtanzen der Städte wie⸗ 
der herzuſtellen, 

wurde mit Ausnahme einer Stimme bejaht. 8 

Ad A. f. der Denkfchrift erhob ſich eine längere Debatte. Die Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung vom 11. März 1850 verpflichtet im 8 3 alle Einwohner der Gemeinden zur 
Theilnahme an Gemeinde⸗Laſten und hebt alle bisherigen perſönlichen Befreiungen ohne 
alle Entſchädigung auf. 0 1 

Die Denkſchrift ſtelt mit Rückſicht darauf, daß die Geiſtlichen und Kirchendiener 
ſeit den älteſten chriſtlichen Zeiten in Deutſchland von direkten Gemeinde⸗Abgaden befreit 
geweſen; daß die Heranziehung zu Gemeinde-⸗Abgaben Nachtheile in ihren Vermögens⸗ 
Verhältniſſen hervorbringe, daß der Artikel 15 der Verfaſſungs⸗ Urkunde vom 31. Jan. 
1850 der Kirche den Beſitz und Genuß der für ihre Zwecke beſtimmten Anſtalten ga⸗ 
rantice und daß es endlich der eigenthümlichen Berufsſtellung der Geiſtlichen nicht ent 
ſprechend erſcheine, ſie zu perſönlichen Dienſtleiſtungen in der Gemeinde heranzuziehen, 
zur Erwägung, ob nicht die fortdauernde Befreiung der Geistlichen und Kirchendiener 
von den direkten Gemeinde⸗Laſten und die Befreiung der Geiſtlichen von perſönlichen 
Gemeinde⸗Dienſten auszuſprechen und demnach die 9 3, 49 und 110 der Gemeinde⸗ 
Ordnung abzuändern ſeien? 


beſtehen ſollten. 
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r Landtag beſchloß zuvörderſt mit allen gegen 1 Stimme: 

1 daß bas e 12 Geistlichen und Kirchendiener der Beſteuerung in 

der Gemeinde unterworfen fein ſolle. A 

Für die Beſteuerung des Amts⸗Einkemmens der Geistlichen in der Gemeinde wurde 
angeführt, daß dieſelbe aus finanziellen Gründen in einer Zeit, wo der Staatshaushalt 
immer koſtſpieliger werde und alle Steuern und Abgaben erhöhet würden, erforderlich, 
aber auch Gründe der Moral ſprächen dafür; es werde einen üblen Eindruck machen, 
wenn gut geſtellte Geistliche in der Gemeinde abgabenfrei blieben, während deren arme 
abgabenpflichtige Nachbarn dieſelben kümmerlich aufbringen müßten. Die Geiſtlichen 
auf dem Lande aber anders zu behandeln, als die in den Städten, könne auch nicht 
beabſichtigt werden. 5 

Dagegen wurde ausgeführt, daß die Geiſtlichen wohl eine Berückſichtigung bedürften, 
indem ſie neben ihrem Amt eine andere erwerbende Beſchäftigung nicht betreiben dürf⸗ 
ten, ſondern ihre geſammte Thätigkeit ihrem Amte widmen müßten. Der größte Theil 
der Geiſtlichen, namentlich auf dem Lande, ſei überhaupt kärzlich remunerirt. Außer⸗ 
dem würde die Gemeinde dem Geiſtlichen, was ſie mit der einen Hand nähme, mit 
der andern wieder geben müſſen, da die Exiſtenz derſelben dem beſtehenden nur auf 
Vokationen beruhenden Rechte gemäß nicht gefährdet werden dürfe. Daß die Immu⸗ 
nität derſelben bei dem vorherrſchenden chriſtlichen Sinn der Bevölkerung einen üblen 
Eindruck machen werde, ſei nicht zu erwarten. 

Nachdem der Landtag ſich dahin geeinigt, daß die Beſchlüſſe für die Geiſtlichen in 
den Städten auch für die auf dem Lande maßgebend fein müßten, beſchloß derſelbe mit 
66 gegen 16 Stimmen: 21 

daß die Immunität der Geiſtlichen als ſolchen von direkten Gemeindelaſten auf⸗ 
recht erhalten werden folle, 

Ebenſo wurde \ j 

die e der Kirchendiener Hinſichts ihres Einkommens als ſolcher in 
leicher Art A 

mit 65 ge 17 Stimmen genehmigt, und ohne Debatte einſtimmig beſchloſſen: 
daß die Befreiung der Geiſtlichen von perſönlichen Gemeindedienſten unter allen 
umſtänden jtattfinden ſolle. 

Schließlich wurde die Frage: 

ob auch den Elementarſchullehrern jene Immunität wegen Gemeinde⸗Laſten in 
derſelben Art, wie den Geiſtlichen gewährt werden ſolle, 
mit überwiegender Majorität bejaht. a. 

Nachdem hiermit die in der Denkſchrift enthaltenen Vorſchlaͤge wegen Mobifikation 
der Gemeinde⸗Ordnung, ſoweit fie die Städte betrifft, erledigt waren, wurde zur Be⸗ 
rathung der in dem Referat des Ausſchuſſes als beſondere Abtheilung aufgeſtellten an⸗ 
derweitigen Vorſchlaͤge zur Abänderung einiger die Städte berührenden Paragraphen der 
Gemeinde⸗Ordnung übergegangen. 

Der erſte zu § 7 der Gemeinde-Ordnung gemachte Vorſchlag: 

dem Gemeinde⸗Vorſtande den alten ehrwürdigen Namen „Magiſtrat“ wieder⸗ 
zugeben, 
wurde hngt einiger dagegen erhobenen Einwendungen mit bedeutender Majorität 
angenommen. 5 
Der zweite vom Ausſchuß geftellte Vorfchlag: 
den § 10 der Gemeinde⸗Ordnung hinſichtlich der Zahl des Gemeinde-Raths nach 
den verſchiedenen Abstufungen abzuändern, 
wurde in Erwägung, daß die Beſtimmung des $ einen hinlänglichen Spielraum ges 
währe, beſonders wenn der Schluß des 5 berückſichtigt werde, 
mit großer Majorität abgelehnt. 

Der Schluß der Sitzung erfolgte nach 9 Uhr. Die nächfte Seſſion wurde auf 
morgen 9 Uhr Vormittags anberaumt. 

Koblenz, 6. Oktober. um der Handhabung der Polizei, deren obere Rei: 
tung in den Provinzen den Oberpräſidenten übergeben worden, in Beziehung auf poli⸗ 
tiſche Verbrecher eine größere Wirkſamkeit zu ſichern, iſt denſelben nun auch die Bes 
fugniß ertheilt worden, direkt mit auswärtigen Regierungen zu verkehren, fo daß eine 
unmittelbare Verbindung zwiſchen dem Vorſtand unſerer Provinzialverwaltung und dem 
franzöſiſchen Polizeiminiſterium, fo wie auch der Polizeibehörde zu Straßburg, Metz 
A andern Orten ftattfindet; ein Verhältniß, das auch in umgekehrter 64. 5 

eht. 38. 

Köln, 8. Okt. [Hausſuchung und Verhaftung.] Bei dem Zugführer 
Schmitz von der rheiniſchen Eiſenbahn wurde geſtern am Bahnhofe nach politiſchen 
Papieren geſucht und, wie es heißt, einige Briefe konfiscirt. Nachdem auch in der 
Wohnung deſſelben nachgeſucht war, wurde er mit auf das Polizei⸗Büreau genommen, 
von wo er bis jetzt nicht nach Haufe zurückkehrte. Es iſt daher nichts natürlicher, als 
die allgemeine Annahme, daß Schmitz verhaftet ſei. (Düſſeld. 3.) 


Deut ſchland. 

Frankfurt a. M., 7. Oktober. (Bundestägliches.] In der am 3. d. 
M. ſtattgehabten Bundestagsſitzung ward über die deim Bundestage eingereichten 
ſchwerden der Ritterſchaft des Fürſtenthums Lüneburg und des Fürſtenthums Os 
nab gegen die königl. hannoverſche Regierung wegen Abänderung der Provin⸗ 
konlderfaſſungen Vortrag gehalten, und beſchloſſen, ohne den in dieſer Sache in Betracht 
mmenden formellen und materiellen Vorfragen irgendwie zu präjudiziren, die königl. 
ſtehenderſche Regierung zu erſuchen, mit den Geſetzen und Verfügungen gegen die be⸗ 
enden Provinzialʒ⸗Verfaſſungen einſtweilen inne zu halten. Durch den bekann⸗ 
* Bundesbeſchluß vom 23. Auguſt wurde beſtimmt, daß der hohen Bundes Verſamm⸗ 
car das Recht zuſtehen ſolle, auch, wo fie es im Intereſſe der Ruhe und Sicherheit 
Deutſchlands für nöthig erachtet, auf die Verfaſſungen und Geſetzgebungen der 
Einzelſtaaten einzuwirken. Um nun die zum desfallſigen Verfahren ſich eignen⸗ 
den Fille zu konſtatiren, iſt ein eigener Ausſchuß niedergeſetzt worden, beſtehend aus den 
Geſandten von Oeſterreich, Preußen, Baiern, Sachſen und dem Großherzog⸗ 
thum Heſſen. Wie verlautet, dürfte dieſer Ausſchuß ſich veranlaßt ſehen, den Antrag 
zu ſtellen, man wolle den Senat der freien Stadt Frankfurt mit Bezug auf ſeine 
übernommenen Verpflichtungen zum Schutze des Bundestags erſuchen, das feiner Zeit 
in die Frankfurter Spezial⸗Geſetzgebung durch Vermittelung der demokratiſchen Konſti⸗ 
tuante übergegangene grundrechtliche Geſetz vom 9. Februar 1849 (5 10, 11, 12 und 


13 der Grundrechte, Artikel III. 55 138, 140 und 141 der Verfaffung des deutſchen 


Reichs) aufzuheben. (Preuß. 3.) 


Geſtern hielt der Ausſchuß für die handelspolitiſchen Angelegenheiten feine 
erſte Sitzung. Es waren, wie verlautet, dabei anweſend, die Geſandten von Oeſter⸗ 
reich, Preußen, Baiern, Sachſen, Würtemberg, ſächſiſche Häuſer, 
Lübeck; ſodann von Kommiſſaren: für Oeſterreich Miniſterialrath Frhr. v. Nell, für 
Preußen geh. Regierungsrath Dellbrück, für Baiern Miniſterialcath v. Hermann, 
für Sachſen geh. Rath Weinlig, für Hannover und Oldenburg geh. Steuerdirektor 
Klenze, für Würtemberg Oberfinanzrath Sigel, für Baden Miniſterialrath Hock 
und für Hamburg Senator Geffken. Allem Anſchein nach werden die Sachverſtän⸗ 
digen auf das Material der dritten Kommiſſion der Dresdener Konferenzen zurückgehen. 
— Der ſardiniſche außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter bei dem 
deutſchen Bundestag, Graf v. Pralormo, hat Hrn. Grafen v. Thun⸗Hohenſtein ſein 
Beglaubigungsſchreiben überreicht. — Der Rückgabe der Paulskirche an die kirch⸗ 
liche Gemeinde ſtehen nunmehr weitere Schwierigkeiten nicht im Wege, indem dem 
Vernehmen nach eine hieſige Buchhandlung für die noch vorräthigen ſtenographiſchen 
Berichte über die Parlamentsverhandlungen 2000 Fl. geboten haben ſoll, mit welchen 
alle Forderungen gedeckt werden können, welche aus der Einrichtung dieſer Kirche zu 
dem bekannten Zwecke entſtanden ſind. (Kaſſ. Ztg.) 

Hinſichtlich der Frage wegen des Geſammteintritts Oeſterreichs in den deutſchen 
Bund hat nun auch Seitens des großbritanniſchen Geſandten Lord Cowlep die Ueber⸗ 
weiſung einer weiteren Note ſtattgefunden, welche ſich etwas weitläufiger als die erſtere 
über die Beſchaffenheit der im Jahre 1815 zwiſchen den europäiſchen Mächten abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge, ſo wie deren Auslegung und Anwendung auf die vorliegende Frage 
ergeht. So wie dieſelbe in ihrem Inhalte mit der von dem Geſandten der franzöſiſchen 
Republik in dieſer Beziehung übergebenen Note übereinſtimmt, fo hat fie auch mit die⸗ 
ſer den bereits gemeldeten Erfolg getheilt, ſie iſt nämlich zu Protokoll genommen. 

Bei den Berathungen über die zukünftige Veröffentlichung der Bundestagsprotokolle 
ſoll man der „V. 3.“ zufolge auf die Beſtimmungen aus der frühern Wirkſamkeit des 
Bundestags inſofern wieder zurückgegangen ſein, als man zu dem Vorſchlage geneigt 
wäre, daß die Bundestagsprotokolle regelmäßig und möglichſt ausführlich, jedoch mit 
Weglaſſung aller Perſonalien, wenn die Zwecke der Bundesverſammlung für Ausnahms⸗ 
Fälle nicht ein Anderes erheiſchten, veröffentlicht werden, dafür aber alle andern Mit⸗ 
theilungen über die Thätigkeit der Bundesverſammlung unterſagt werden ſollen. Von 
anderer Seite ſoll indeſſen in letzterer Beziehung der Vorſchlag gemacht worden ſein, 
daß man auch anderweite Mittheilungen über die Thätigkeit der Bundesverſammlung 
weiterhin geftatten, in Betreff der Richtigkeit derartiger Mittheilungen jedoch eine genaue 
Ueberwachung ausüben möge. 


Stuttgart, 6. Okt. Durch königl. Verordnung vom geſtrigen Tage wird der 


bekannte Bundesbeſchluß vom 23. Auguſt d. J. über die Gültigkeit der deutſchen 


Grundrechte „nach Vernehmung des geheimen Rathes zur allgemeinen Nachachtung 
bekannt gemacht.“ Eine zweite königl. Verordnung betrifft die Rechtsverhältniſſe der 
Ifraeliten und dürfte ihrer Faſſung nach zugleich als eine Interpretation der erſt 
erwähnten Verordnung anzuſehen ſein. Sie lautet: „In Erwägung, daß durch den 
Beſchluß der deutſchen Bundesverſammlung vom 23. Auguſt d. J. über die Aufhebung 
der deutſchen Grundrechte und durch die von Uns erfolgte Verkündigung dieſes Be⸗ 
ſchluſſes die deutſchen Grundrechte jeden Anſpruch auf Gültigkeit als Reichsgeſetz in 
Wärtemberg verloren haben, und daß, wenn auch einzelne Beſtimmungen derſelben in 
beſondere Landesgeſetze übergegangen ſind, doch den Grundrechten in ihrer Geſammtheit 
die Eigenſchaft eines würtembergiſchen Landesgeſetzes nie zukam; in Erwägung, daß 
hiernach die Nothwendigkeit einer unverzüglichen geſetzlichen Regelung der Rechtsverhäͤlt⸗ 
niſſe der Iſraeliten eingetreten, einſtweilen aber, und dis dieſe erfolgt fein wird, jeder 
Rechtsunſicherheit in dieſer Beziehung vorzubeugen iſt, verordnen Wir auf den Grund 
des § 89 der Verfaſſungsurkunde nach Anhörung Unſeres Geheimen-Rathes, daß die 
ſeit Erlaſſung der Miniſterialverfügung vom 14. Januar 1849 über die Einführung 
der deutſchen Grundrechte eingehaltenen Vorſchriften in Betreff der Rechtsverhältniſſe 
der Iſraeliten bis auf weitere geſetzliche Normirung auch fortan in Anwendung zu 
bringen ſind. Unſer Miniſterium des Innern iſt mit Vollzug dieſer Verordnung be⸗ 
auftragt.“ 


München, 7. Okt. [Intriguen gegen den Dr. Dönniges. — Gut⸗ 
achten des landwirthſchaftlichen Kreis⸗Komitee's für Aufrechthaltung 
des Zollvereins. — Vermiſchtes.] Schon lange intriguirte eine einfluß reiche 
Partei gegen den Liebling des Königs, den Legationsrath Dr. Dönniges. Dieſer Mann, 
welcher das unbedingte Vertrauen des Monarchen genießt, iſt jener Partei doppelt ver⸗ 
haßt; erſtens weil er ein Preuße und zweitens ein — Proteſtant iſt. Unſere Finſterlinge 
glaubten, ſo lange dieſer ſich in der unmittelbaren Nähe des Monarchen befinde, könne 
nimmermehr Heilſames für den Ultramontanismus erwirkt werden. Es mußte daher 
Alles gewagt werden, um Herrn Dönniges vom Hofe zu entfernen. Dem Könige wur⸗ 
den hierüber verſchiedene Vorſchläge und Vorſtellungen gemacht. Dieſes Treibens end⸗ 
lich müde hat König Max alle Hoffnungen der Intriguanten mit einem Male vernich⸗ 
tet, und gezeigt, daß es ſein feſter Wille iſt, die Perſon des Dr. Dönniges in ſeiner 
nächſten Umgebung zu haben. Herr Dönniges mußte nämlich auf Veranlaſſung des 
Königs feine Stelle als Legationstath niederlegen, und folglich aus dem Staatsdienſt 
treten. Derſelbe bleibt alfo von nun ausſchließlich im Hofdienſte und erſter Bibliothe⸗ 
kar, ſowie Lektor des Königs. Keine Gelegenheit iſt daher ſeinen Feinden mehr gege⸗ 
ben, mit Vorſchlaͤgen ꝛc. zu außerordentlichen Miſſionen vor den König zu treten, 
und auf dieſe und ähnliche Weiſe eine Perſon vom Hofe zu entfernen, die ihnen des⸗ 
halb verhaßt iſt, weil ſie ſehen, daß ſeine Rathſchläge der Finſterniß und dem Aber⸗ 
glauben nicht günftig find. Durch diefen Akt des Königs hat unſere Rückſchrittspartei — 
und dieſe iſt bei uns mächtig — eine bedeutende Schlappe erlitten. — Es iſt That⸗ 
ſache, daß auf Betreiben Oeſterreichs mehrere Kabinette ſüddeutſcher Staaten damit 
umgehen, eine Verlängerung des Zollvereins wo moglich zu verhindern. Man hat des⸗ 
halb ſchon verſchiedene künſtliche Mittel verſucht, um wo möglich neue Genoſſenſchaft 
zu werben. Das Wiener Kabinet iſt in dieſer Beziehung unermüdlich. ei uns in 
Baiern, wo ſich noch in keinem Journale eine Stimme gegen den Zollverein erhoben, 
ſondern im Gegentheil deſſen wohlthätige Wirkung auf Handel, Induftrie und Erträg⸗ 
niſſe an Baarſchaft anerkennend beſprochen wurde, hat die Regierung doch geglaubt, 
das Gutachten des landwirthſchaftlichen Kreiskomitee's über die Aufrechthaltung des 
Zollvereins erholen zu müſſen. Sowohl das oberbalriſche Komitee ſowie mehrere an⸗ 
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dere haben ſich aber bereits entſchieden für die beſtehenden Zollvereinsverhäͤltniſſe erklärt, *) 
Freilich ſchaut man aus einigen füddeutſchen Kabinetten mit ſcheelen Augen auf ſolche 
Erklärungen, aber man wird ſich doch bequemen müſſen, die Zollvereinsverträge mit 


far) 


nächſtem Jahre wieder zu erneuern, da die Stimmung im Volke allgemein dafür iſt. 
Der König iſt beute hier eingetroffen. Derſelbe wird morgen ein großes Manöver lei⸗ 
ten. Die Königin, von dem fie betroffenen Trauerfall noch immer ſehr angegriffen, 
meidet noch immer das geräuf volle Leben der Hauptſtadt und hat ſich von Berchtes⸗ 
gaden nach dem einſamen Bad Kreuth begeben, um dort, ſo lange es die Witterung 
erlaubt, zu verbleiben. — Die bisher zwiſchen der öſterreichiſchen und bairiſchen Staats: 
Regierung Behufs der Donau⸗Dampfſchifffahrt gepflogenen Unterhandlungen find nun 
gefchloffen und werden die zu Stande gebrachten Punktationen ſofort der gegenſeitigen 
Ratifiation unterbreitet. Die Schifffahrtszölle werden nicht aufgehoben, ſondern nur 
gleichgeſtellt; die Schifffahrtshinderniſſe ſclen entfernt werden, und bildet außerdem noch 
die Regelung des Stromes und der Ufer Vertragspunkte. — Die „Innsbrucker Zeitung“ 
veröffentlicht die Entſcheidung der hieſigen Kreisregierung, Betreffs der Ausweiſung ihres 
Herausgebers, Dr. Wiedemann, aus München. Nach derſelben ſei Wiedemann des⸗ 
halb aus München gewieſen werden, weil er mit Perſonen, welche wegen ihrer demo⸗ 
kratiſchen und ſozialiſtiſchen Geſinnungen bekannt ſeien, verkehrt habe. f 
resden, 7. Okt. [Die Verhaftung des Dr. med. Florenz Schulze 
giebt Anlaß zu vielerlei Gerüchten. Namentlich erzählt man, daß ſich der Inhaftirte 
an einem Verſuche, in Waldheim Maigefangene zu befreien, betheiligt habe. Ein bei 
der Sache ebenfalls betheiligter Schütze ſoll nach Leipzig an einen andern einge: 
weihten Schützen Verfängliches geſchrieben, Letzterer aber Leipzig in Dienſtangelegenhei⸗ 
ten verlaſſen haben, ſo daß eine Eröffnung des Briefes und ſomit das Bekanntwerden 
der ganzen Unternehmung herbeigeführt wurde. (D. A. 3.) 
Leipzig, 8. Oktober. Geſtern find der Kronprinz von Würtemberg un, 
Großfürſtin Olga, Kronprinzeſſin von Würtemberg, königliche und kaiſerliche Hoheiten 
nebſt Gefolge von Hamburg hier angekommen, haben im Hotel de Baviere übernachtet 
und ſind heute nach Stuttgart abgereiſt. ö 8 (e. 3.) 


Oeſterrei ch. f 
* Wien, 9. Oktober. [Tagesbericht.] Der Kaiſer beehrte in den leg: 
ten Tagen den Fürſten Metternich mit einem Beſuch, wo er in einer längeren Un⸗ 
terhaltung demſelben die größten Beweiſe feiner Huld zu erkennen gab. 

Wir ſind in der Lage mitzutheilen, daß die Gnade des Monarchen alle politiſchen 
Uebertreter, welche im lombardiſch⸗ venetianifchen Königreiche bis zu einjähriger Kerker⸗ 
ſtrafe verurtheilt worden waren und ihre Strafzeit noch nicht überſtanden haben, be⸗ 
gnadigt hat. Der betreffende Amneſtieakt wird unter Einem in Venedig und Mailand 
publicirt. — Auch hat der Kaiſer die gegen 63 an der ungariſchen Revolution bethei⸗ 
ligten Individuen eingeleitete kriegsrechtliche Unterſuchung aufzuheben befohlen. 

Einem Ausweiſe des Großhandlungshauſes J. G. Schuller u. Comp. über die 
Lotterie zu Gunſten der fünf Invalidenfonds zufolge betrugen die Geſchenke, die, das 
ſelbſt erſegt wurden, 9255 Fl. 41 Kr. C.⸗M., und die Beträge, welche über den be⸗ 
ſtimmten Loospreis bezahlt wurden, ergaben eine Einnahme von 366 Fl. 48 Kr. C.⸗M. 


Der Reinertrag dieſer Lotterie betrug einſchließlich der obigen Geſchenke und Ueberzah⸗ 


lungen überhaupt die beträchtliche Summe von 220,566 Fl. 6 Kr. C.⸗M. h 
Die heutige „Wiener Zeitung“ bringt die Ausſchreibung der Steuern für das 
nächſt bevorſtehende Verwaltungsjahr. Die direkten Steuern werden nebſt den bezüg⸗ 
lichen, im Laufe der letzten Zeit verordneten Zuſchlägen, und da in Ungarn das Grund⸗ 
ſteuer⸗ Proviſorium noch nicht überall eingeführt iſt, dort in bisheriger Weiſe erho⸗ 
ben werden. en 
P. Wien, 9. Oktober. [Die Differenzen mit der Pforte. — Berichti⸗ 
gung, das angebliche Obſervations⸗Corps an der türkiſchen Grenze be; 
treffend.] Die Differenzen mit der Pforte haben ſich in letzter Zeit. auch im Han: 
delsverkehr vermehrt. Die Handelsintereſſen Oeſterreichs und die zu Recht beſtehenden 
Verträge, wurden in Bosnien mehr als je verletzt. Alle bisherigen Reklamationen ver⸗ 
größerten nur die Willkür. Nun theilt das k. k. Konſulat in Bosnien die wichtige 
Nachricht mit, daß in Erwiederung auf ihre Berichte über die zollämtlichen Beziehun⸗ 
gen Bosniens und der Herzegowina und die widerſprechenden Befehle, welche den tür⸗ 
kiſchen Beamten zukommen, die k. k. Internuntiatur dem Konſulate angezeigt habe, daß 
die Befehle, in welchen die Einhebung eines höheren Zolles nach einem neueren Tarife 
angeordnet wird, vom türfifchen Finanzminiſterium ausgegangen ſeien, welches glaubte 
dieſelben Inſtruktlonen nach Bosnien ſenden zu können, wie nach anderen Provinzen, 
ohne die Ausnahmsſtellung der Grenzprovinzen zu berückſichtigen und ohne, wie es 
ſcheint, die geringſte Kenntniß der von der Pforte erlaſſenen Geſetze gehabt zu haben. 
Dieſes Mißverſtäͤndniß fol binnen Kurzem durch ein Schreiben des Vezirs an die 
Statthalter Bosniens und der Herzegowina aufgeklärt werden. — Man hofft, dieſer 
Umſtand werde beitragen, die Handelsverhältniſſe Oeſterreichs Bosnien gegenüber endlich 
auf eine ſichere Grundlage zu ſtellen. — Die Nachricht von der Aufſtellung eines Ob: 
ſervations⸗Corps an der dalmatiniſchen und kroatiſch⸗bosniſchen Grenze, fo wie über ein 
muthmaßliches Einſchreiten der öſterreichiſchen Reglerung gegen die Pforte, dürfte übri⸗ 
gens für den Augenblick als zu voreilig erſcheinen. In Croatien wurden keine wilitä⸗ 
riſchen Dispositionen getroffen und die etwas größere Anhäufung von Militär fand nur 
darum ſtatt, weil die Grenzer ſich das neue Exerzier⸗Reglement eigen machen mußten, 
und deshalb in Agram eigene Lehrbataillons konſtruitt wurden. Auch die Inſpektions⸗ 
Reife des Banus galt mehr den inneren Angelegenheiten des Landes, da es ſich her⸗ 
e a die Regierung die eigenthümlichen Verhältniſſe Croatiens näher ins Auge 

aſſen will. N f 
5 Aus Italien, 5. Otter. [Die römiſche Militär⸗Organiſation. — 
Das Kabinet zu Turin. — Vermfſchtes.] Im Römiſchen bildet die Armee, 
mit deren Organiſttung ſich nun bereits ſchweizeriſche, franzöſiſche und römifhe Mili⸗ 
tärs abmühen, noch immer große Schwierigkeit. Auch das Projekt der Reſtaurirung 
des Johanniterordens gab man noch nicht auf, doch büdet der Umſtand, daß mit dem 
Orden nicht auch zugleich 1 1 Beſitzthuͤmer reſtautitt werden können, kein 
* Das G. B, meldet: Aus München hört man, daß dort i a „ . 
delöfenge. verschiedene Anſichten im ene h d en cher Das Ver. 
 hältnip Baierng zu dem preußiſch⸗hannoverſchen! ertrage haben die mehrfachen Staatd- 
minifterialfigungen einen Beſchluß noch nicht gegeitigt. — Hr. v. d. Pfordten nimmt noch 
— — am Dreufen fo ſehr Partei, daß er einem Aüdkeitt don dem Zollvereine noch 
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geringes Hinderniß. — Wie man vernimmt, ſoll das Geſetz wieder erneuert werden, 
nach welchem die Ifraeliten in den tömiſchen Staaten nur mit einer Lizenz der In⸗ 
quiſition reifen, und nur an ſolchen Orten ſich aufhalten dürfen, wo fie die Erlaubniß 
hierzu erwirken. — In Turin will man die Anweſenheit des franzöſiſchen Miniſters, 
Hrn. v. Magne, mit gewiſſen Plänen des Elyſee in Verbindung dtingen, die jedoch 
mißlangen, weil einige vom Präſidenten ernannte Generale, auf die man baute, ihre 
Mitwirkung verſagten. Die piemonteſiſchen Miniſter ſollen ſich dei Hrn. v. Magne 
wegen der Umtriebe der Mazziniſten beſchwert haben, worauf derſelbe geantwortet Haben 
ſoll: „Haben Sie nur noch eine kurze Zeit Geduld, den Demagogen ſind nur noch 
wenige Tage für ihre Umtriebe zugemeſſen; man wird ſich ihrer zu verſichern wiſſen.“ 
— Was an dieſen Gerüchten wahr iſt, läßt ſich ſchwer behaupten. — Der Miniſter 
des Aeußern, Hr. v. Azeglio, und jener des Innern, Hr. v. Galvagno, wollen 
ſich zurückziehen. Hr. v. Cavour iſt immer mit Hrn. Foreſta im Kampfe. Sie 
arbeiten beide Geſetzentwürfe aus, die in fortwährendem Widerſpruche ſtehen. So will 
Hr. v. Cavour ein Gemeindegeſetz auf Wahl baſirt, ebenſo ein Geſetz für gleichmäßige 
Vertheilung des geiſtlichen Einkommens. Dagegen hat Hr. v. Foreſta einen Geſetz⸗ 
entwurf gegen die Preſſe und einen zweiten, um das Unterrichtsweſen den Barnabiten 
zu übertragen. Bei der nächſten Kammer muß es ſich entſcheiden, wer ſiegen wird. — 
So lange die Nationalgarde in Piemont mit dem Militär außer Dienſt in keine nähere 
Berührung kam, herrſchte ziemliche Eintracht unter ihnen. Kaum hat man aber mit 
Feſtivitäten angefangen, als das ohnehin ſchwache Band völlig riß. Bei ſolchen Gele⸗ 
genheiten wird natürlich, beſonders von den Nationalgarden, die ſich im Range höher 
dünken, als der Soldat, jedes Wort auf die Goldwage gelegt, und fo nimmt denn die 
Spaltung mit Rieſenſchritten zu. Der Soldat läßt ſich zwar bewirthen, aber er ift 
jetzt ſchon der ausgeſprochene Gegner der Garden. In Faſſano entſtanden deshalb be⸗ 
deutende Unruhen. Ein dort liegendes kleines Detaſchement Scharfſchützen inſultirte 
die Nationalgarde. Dieſe arretirte drei derſelben und führte fie in ihre Kaſerne. Das 
zur Bewachung der Gefängniffe beſtimmte Scharfſchützenkorps verließ deshalb feine Po⸗ 
ſten und griff die Nationalgarde mit den Waffen ſo erfolgreich an, daß die Verhafte⸗ 
ten bald befreit wurden. Die Garden nahmen zwar die Flucht, ſammelten ſich aber 
bald und ſtellten fich ſammt dem Volke dem kleinen Korps drohend gegenüber. Man 
hofft, daß der Streit noch gütlich beigelegt wird. — In Neapel farb der politiſche 
Gefangene, der Advokat Pamfili Gamelli, im Kerker. 
f Nu lan d. f 5 

Kaliſch, 6. Oktbr. [Die Reife des Kaifers,] Wie ich bereits neulich ge⸗ 
meldet, hat die gegenwärtige Reiſe des Kaiſers von Rußland in den ſüdweſtlichen Gou⸗ 
vernements des Reichs den Zweck, die daſelbſt auf dem Kriegsfuße ſtehenden Truppen 
zu inſpiciren. Am 17. Septbr. war der Kaiſer mit ſeinem Gefolge in der Feſtung 
Bobrusjk angekommen und beſichtigte daſelbſt die in neueſter Zeit erbauten Fortifika⸗ 
tionswerke und nahm am folgenden Tage eine Revue der Beſatzung vor. Der Kaiſer 
äußerte ſeine Zufriedenheit über die dort herrſchende Ordnung. An demſelben Tage, 
Vormittags um 11 Uhr, ſetzte der Kaiſer ſeine Reiſe nach der an der polniſchen Grenze 
am Bug e . ee, a — 1 am 18. früh mit den 
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Zöglinge vor. Der Kaifer deſichtigte ferner die Bauten und Fortifikationswerke der 
Feſtung. — Hier in der Nähe von Polen verließ der Kaiſer die Moskau⸗Warſchauer 
Poſtſtraße und ſchlug die Richtung nach Volhynien ein. Am 21, Sept. langte er in 
Luck an, einer Stadt von einigen Tauſend Einwohnern, faſt in gleicher Entfernung 
von Warſchau und Kiew liegend. Das 4. Infanterie⸗Corps, welches der Kaifer nach 
dem ungariſchen Feldzuge noch nicht geſehen hatte, wurde hier konzentrirt und hatte in 
der Nähe der Stadt ein Lager bezogen. Noch am Tage ſeiner Ankunft ließ der uner⸗ 
müdliche Kaiſer das ganze unter General⸗Lieutenant v. d. Oſten⸗Sacken ſtehende 
Corps zweimal die Revue paſſiren und beſichtigte das ausgedehnte Lager für 60,000 
Mann. Am 22. Sept. hielt der Kaiſer eine Muſterung über die 4. leichte Kavallerie⸗ 
Diviſion und wohnte einem Scheibenſchießen von vier Jägerbataillonen bei. Am 23. 
war abermals große Parade und Manöver des ganzen 4. Infanterie-Corps. — Von 
Luck hat der Kaiſer wahrſcheinlich ſeine Reiſe nach Kiew fortgeſetzt, wo gegenwärtig 
ſowohl in der Stadt als in der Citadelle großartige Bauwerke aufgeführt werden, welche 
dieſe Stadt ſehr bald, wie man. bier ſagt, zu einer Stadt erſten Ranges in Europa 
erheben werden. In Polen legt man gegenwärtig der Inſpektlonsteiſe des Kaifers ein 
großes politiſches Gewicht bei. (Conſt. Bl. a. B) 

f Sremanufreidb. ' 

(Paris, 7. Oktober, [Projekte des Eipfee,)] Eine neue Löſung! Die 
Staatsſtreichfreunde find mit einem neuen Plane hervorgetreten; es iſt folgender; 
Sturz des Miniſterium, zu welchem das Elyſee nun doch einmal kein Zutrauen 
hat, ſo daß es dermaßen unkundig deſſen iſt, was vorgeht, daß kürzlich eines feiner 
Mitglieder mit tragi⸗komiſchem Pathos ausrief: „Wie konnte ſich doch Thiers, da er 
Miniſter war, darüber beklagen, daß er nicht von Allem unterrichtet ward. Ich er⸗ 
fahre gar nichts, und beklage mich nicht darüber!“ . 

Dabei würde höchſtens Fould auf feinem Poſten bleiben, weil er beliebt iſt, troß 
ſeiner Aengſtlichkeit, welche ihm manche Verhöhnung zuzieht. Eintreten würden 
Mangnan für den Krieg, Perſigny für das Auswärtige, Morny für irgend ein 
beliebiges Portefeuille, Carlier eben ſo nach Belieben und Abatucci fur das Innere. 

Sodann würde gleich nach Eröffnung der Seſſion ein geſalzenes Manifeſt unter 
die Verſammlung geſchleudert werden, eine zweite, aber nicht im Sinne Fauchers ver⸗ 
beſſerte Auflage der Dijoner Tiſchrede, worin von der Liebe zum Volke, den Intri⸗ 
guen der alten Parteien, von denen jede ihr Theil abbekommt, von den Wünſchen des 
Landes, denen man genügen will, wenn auch eine faktütuſe Minorität fie zu verken⸗ 
nen affektirt, die Rede wäre. 2 f 

Gleichzeitig würde man durch das neue Miniſterium um Genehmigung zur gericht: 
lichen Verfolgung von dreiundzwanzig rothen Deputirten einkommen, welche in ein, 
im Auslande angezetteltes Komplott verwickelt ſein müßten. 

Das Reſultat dieſer Maßregeln wäte ruhig abzuwarten und wenn die Verſamm⸗ 
* ſich 9 willfährig beweiſt, des Wahlſpruchs zu gedenken: „Wollen heißt 
Können!“ 

Wir wiſſen nicht, was an dieſen Gerüchten Wahres iſt; aber Eines ſcheint uns 
jetzt gewiß, daß die Löſung, welche es auch fein mag, vor dem Mai 1852 ein⸗ 


wird. 
* Mit zwei Beilagen. 
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der Breslauer Zeitung. 


Sonnabend, den 11. Oktober 1851. 
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London, 5. Okt. [Die offizielle Adreſſe der Stadt Southampton. 
Der Magiſtrat und die Stadt⸗Abgeordnetenverſammlung von Southampton hat folgende 
Adreſſe beſchloſſen, welche Koſſuth überreicht werden fol: ö 

„An Se. Excellenz L. Koſſuth, Exgouverneur von Ungarn. 

Geehrter und erlauchter Herr! Wir, die Mayors, Aldermen und Bürger der Stadt und 
Graſſchaft Southampton im Rath verſammelt, ergreifen die erſte Gelegenheit, welche uns Ihre 
Gegenwart unter uns darbietet, um Ihnen unſere aufrichtigen und lebhaften Glückwünſche in 
Betreff Ihrer Befreiung aus einer ungerechten Geſangenſchaft darzubringen, und Ihnen die tiefe 
Achtung auszusprechen, welche Ihre Perſon und Ihr Charakter uns einflößen. Ihre glückliche 
Ankunft im Hafen von Soulhampton wird vom Rath begrüßt, der mit dem lebhafteſten Gefühle 
der „Freude Sie den Machinationen Ihrer mächtigen Feinde ohne Gewiſſen entgehen ſah, die nicht 
allein Ihr theures Daſein zu rauben, ſondern auch den Geiſt der Freiheit, der ſich überall ent. 
wickelt, zu unterdrücken, und alle Grundſätze der Volks⸗Regierung in Ihrem Vaterlande wie bei 
andern Nationen zu zerſtören ſuchten. 0 

Der Rath fühlt ſich tief durch die Ehre berührt, die ihm geworden, der erſte Munizalkörper 
der engliſchen Nation zu fein, der die Gelegenheit hat, um die Bewunderung des öffentlichen 
Verfahrens und des individuellen Werthes eines Mannes auszudrücken, der mit ſolchem Rechte 
allen Freunden der Freiheit nicht blos in England, ſondern bei allen andern Völkern der Welt 
theuer iſt. Glauben Sie, Herr, daß wir als Britten mit ängſtlicher Sorge Ihren edlen und 
patriotiſchen Anſtrengungen gefolgt find, welche den Zweck hatten, in Ihrem geliebten Vaterlande 
Inſtitutionen zu gründen, die in ihrem Geiſte ähnlich denen ſein follten, die ſelt e 
der Freiheit, der ſozialen Ordnung und Wohlfahrt, deren England genießt, zur Grundlage dienen. 


Empfangen Sie daher dies herzliche Zeugniß der Achtung, die wir, wie alle unſere Mitbür⸗ 
ger vor Ihrem großen Charakter hegen und der tiefen Sympathie, mit der wir die heilige Sache, 
der Sie ſich geweiht haben, betrachtet haben. Ueberzeugt, wie wir ſind, daß die Grundſätze, 
deren Vertheidigung Sie ſich gewidmet haben, zum Biege in einer nahen Zukunft beſtimmt ſind, 
ſo geht unſer wärmſtes Gebet dahin, daß Ihr nützliches Leben verſchont bleihe, damit Sie Zeuge 
der glorreichen Entwickelung fein, um die Fähigkeiten, mit denen der Allmächtige Sie in jo ho⸗ 
hem Grade begabt hat, noch zur Sicherung der Freiheit, der Unabhängigkeit und des Glücks 
des tapfern Volks verwandt werden mögen, fur das Sie ſo viel gelitten haben und deſſen Ruhm, 
Freiheit und Ehre mit Ihrem Namen bis auf die ſpäteſte Nachwelt verbunden ſein werden. 

ege ben unter unſerm Inſtegel, den 1 Oktober 1851.“ 

Die „Daily News“ bemerken hierbei: Es iſt eine Thatſache von höchſter Wich⸗ 
tigkeit, daß ein fo bedeutender Körper, wie der Munizipalrath von Southampton, ber 
ſchloſſen hat, an Koſſuth bei feiner Landung offizielle Glückwünſche, begleitet von allem 
Pompe, welcher eine ſolche Feierlichkeit zu erhöhen vermag, zu richten. Gewiß haben 
Ordnung und Legalität keinen eifrigern Anhänger als den Magiſtrat von Southampton. 
Indem er mit der Sache des großen magyariſchen Helden ſympathiſirt, drückt er nur 
feinen Abſcheu vor dem Abſolutismus aus und huldigt dem Geiſte, von dem Washing⸗ 
ton und Hampden befeelt waren, und der die Freiheit und das Glück unſeres Landes 
erzeugt hat. 

London, 6. Oktober. [Päpstliche Allocution. — Die Armen⸗Kom⸗ 
miffion in Dublin. — Neues Bisthum.] Ein iriſches Wochenblatt hat eben 
eine Ueberſetzung der vom Papfte am 5. September im geheimen Konſiſtorium gehal⸗ 
tenen Wllocution veröffentlicht. Dieſe Anrede ſpricht zuerſt von den Umſtaͤnden, 
welche die Wiedereinführung der Ordnung in der ſpaniſchen, Kirche begleiteten; dann 
von den noch dauernden Unterhandlungen in Toskana. Den auf Itland bezüglichen 
Abſatz geben wir wörtlich: 

„Endlich ſetzen wir Euch in Kenntniß, daß wir unſer unermüdetes Beſtreben dahin 
gelenkt haben, die katholiſchen Angelegenheiten eines fremden Landes zu regeln, und 
daß wir eine Uebereinkunft abzuſchließen hoffen, die, im Einverſtändniß mit Euern und 
unſern Wünſchen, den Rechten, den Abſichten und dem Wohle der Kirche wird ent⸗ 
ſprechen können; über Alles wollen wir hoffen, daß ein ſolches Beiſpiel ſchnell in allen 
Theilen jener fernen Länder, bei einem Volke befolgt werde, welches wir mit einer 
beſondern Liebe in dem Herrn betrachten, um anf dieſe Weiſe jenen zahlloſen Uebeln 
zu entgehen, denen zu unſerm großen Herzensweh in einigen dieſer Länder die unbe⸗ 
fleckte Gattin Chriſti ausgeſetzt und preisgegeben iſt. Und wir können uns nicht er⸗ 
wehren, unſern ehrwürdigen Freunden Glück zu wünſchen und ihr Lob laut und kräftig 
erklingen zu laſſen, daß fie, obgleich in einer ſchwierigen Lage, doch mit chriſtlichem 
Eifer und apoftolifcher Ausdauer die Sache der Kirche vertheidigt, ihre Rechte bes 
hauptet, und die Seligkeit der herzgellebten Heerde mit Hingebung überwacht haben.“ 

Ein ſriſches Rigierungeblatt kündigt an, daß die Armen⸗Komitee's der Umgegend 
Dublin's ſich nächſtens verſammeln ſollen, um über die Staatsforderungen in Betreff 
der zu zahlenden Hungerſchuld zu berathſchlagen. Nach diefem Blatte handelt es ſich, 
ſehr wenige Ausnahmen abgerechnst, nur noch von dem zu beſtimmenden Zahlungs⸗ 
Termine, da ſeit der diesfälligen von der Regierung abgegebenen Erklaͤrnng, die große 
Mehrzahl der Armen⸗Ausſchüſſe die Gültigkeit der Schuld anerkannt hat. 

Die „Sunday⸗Times“ zeigt an, daß der Vorſchlag zur Errichtung eines neuen 
Bisthums von St. Albans, wo die jetzige Abtei St. Albans in eine Kathedral⸗Kirche 
verwandelt fein ſollte, von den vorzüglichen Regierungsmitgliedern günſtig aufgenommen 
worden iſt. Der neue Biſchof hätte keinen Sitz im Oberhauſe und müſſe ſich mit 

00 Pfd. (75,000 Fr.) behelfen. 
ſchaffen erhellt aus einem offiziellen 12 daß die vorzüglichſten Städte und Ort⸗ 
feiner "Englands an die Regierung 42 Denkſchriften zu Gunſten Koſſuth's und 

efährten eingereicht haben; außerdem zählt man noch 4 Petitionen um deren 


Freilaſſung 

er Herzog von Nemours und der Marquis Londonderry] Die 
amen CE enthält ein Schreiben des Herzogs von Nemours auf Anlaß der be⸗ 
a Jorreſpondenz des Marquis v. Londonderry mit Louis Napoleon. „Lord Lon⸗ 
dondertp", heißt es darin, „ſich nicht damit begnügend, die leichte Rolle eines Kampen 
für die enen Abdel⸗Kaders zu ſpielen, hält die Gelegenheit für paſſend, um Vor⸗ 
würfe auf meinen verſtorbenen Vater, den König Ludwig Philipp, und meinen Bruder, 
den Herzog bon Aumale, zu laden. Ich erkläre förmlich dieſe Angriffe für verläumde⸗ 
riſch und weiſe im Namen der Meinigen mit demſelben Stolze die Verſicherungen des 
Mitleidens und des Bedauerns zurück, die ihnen folgen.“ Mit einer ſolchen fürſtlichen 
Erklärung muß man allerdings zufrieden fein; wenn man ſich indeſſen erinnert — und 
es giebt bekanntlich immer Leute, die ein unbequemes Gedähtniß haben — daß nach 
offiziellen Aktenſtücken, ja, nach dem Berichte des Herzogs von Aumale ſelber, der Emir 


ſchen.“ a) 


ſich ihm nur unter der Bedingung ergab, daß es ihm erlaubt werde, ſich nach Mekka 
zu verfügen, und wenn man weiß, daß dieſe Capitulation nicht gehalten wurde, ſo muß 
man es doch ſonderbar finden, daß Herr von Nemours die Erwähnung dieſer Fakta 
als einen „verläumderiſchen Angriff“ betrachtet. Für eine Injurie könnte er es allen⸗ 
falls mit Recht erklären, da nach dem engliſchen Axiom: The greater the truth, the 


greater the libel. 
Schweiz. 

Bern, 5. Oktbr. Dem geſtern ſtatt um 8½ Uhr Abends ſchon um 12 ½ Uhr 
Nachmittags wieder freigelaſſenen Hrn. Stämpfli wurde am Abend gegen 9 Uhr eine 
Fackelmuſik, begleitet mit Fahnen und Transparenten, gebracht. Großrath Schärz rich⸗ 
tete an Stämpfli eine Anrede, welche dieſer mit einem Ausfall gegen die Gerechtigkeits⸗ 
pflege im Kanton Bern beantwortete. Im Uebrigen kam es zu keiner Ruheſtörung. 

(O.⸗P.⸗A.⸗Z.) 
Norwegen 

Ebriſtiania, 3. Oktbr. Am 30. September hat der Statthalter die königliche 
Rede vorgeleſen, durch die das Storthing geſchloſſen wird. Dem Storthing wird 
unter Anderm für ſeinen Beſchluß in der Eiſenbahnangelegenheit gedankt und auch der 
Unruhen erwähnt, die „von einigen übelgeſinnten, von eines unruhigen Zeitgeiſtes über⸗ 
ſpannten Freiheitslehren angeſteckten Perſonen an mebreren Stellen des Landes veran⸗ 
laßt wurden, denen die bewaffnete Macht habe ſteuern müſſen.“ Von 62 Beſchlüſſen 
des Storthings ſind 49 ſanktionirt worden. 

Portugal. 

* * Liſſabon, 24. September. [Wahlagitation. — Gerüchte.] Alle 
Aufmerkſamkeit wendet ſich den bevorſtehenden Wahlen zu, welche heiße Kämpfe in 
Ausſicht ſtellen. — Die umlaufenden Gerüchte von bewaffneten Aufſtänden, die man 
verbreitet, ſind ohne Grund und nur erfunden, um die der Regierung mißliebigen 
Offiziere aus ihren Regimentern zu entfernen. * 

Uebrigens hat die Regierung, da ſie bei den Chartiſten keinen Anklang fand, ſich 
der progreſſiven Partei genähert. Sollte dieſe zum Ziele führen, ſo wäre der Eintritt 
von ein Paar Mitgliedern dieſer Partei in das Kabinet die nothwendige Folge. 


* * * 
Provinzial-Zeitung. 

$ Breslau, 10. Okt. [General⸗Verſammlung des Vereins der Näherin nen.] 
Bekanntlich hielt dieſer Verein ſeit längerer Zeit ſeine regelmäßig wiederkehrenden Vierteljahres⸗ 
Verſammlungen im Zwingerlokale ab. Geſtern Abend kamen die Mitglieder zum erſten Male 
in einem ſpärlich erleuchteten Klaſſenzimmer des Friedrichs⸗Gymnaſiums zufammen. Statuten⸗ 
mäßig wurde der Kaſſen⸗ und Rechenſchaftsbericht des Vorſtandes mitgetheilt, wongch die Ein⸗ 
nahmen des letzten Viertelfſahres 64 Thlr. 5 Sgr. 10 Pf., die Ausgaben 49 Thlr. betragen ha⸗ 
ben. Es ergab ſich ſomit ein Ueberſchuß von 15 Thlr. 5 Sgr. 10 Pf. Die Verausgabung der 
angeführten Summe erfolgte theils für erkrankte Mitglieder, theils für Beſoldungen und für 
einen Sterbefall mit 10 Thlrn. Das Vermögen des Vereins beläuft ſich b in Bo auf 
167 Thlr. 16 Sgr. 10 Pf., wovon 100 Thlr. in einem Sparkaſſenbuche, 68 Thlr. in Vorſchüſ⸗ 
fen zu Nähmaterialien und 5 Thlr. in einem Darlehen angelegt find, das übrige bagr vorrä⸗ 
thig iſt. Gegenwärtig 115 der Verein 176 Mitglieder, darunter 120 ordentliche und 56 Ehren 
mitglieder. — Nach dem ärztlichen Berichte, welchen Hr. Dr. Samoſch erſtattete, kamen 25 Er- 
krankungsfälle vor. Geneſen find 18, im Hoſpital befindlich 1 und noch in ärztlicher Behand⸗ 
_ ee Die meiſten Uebel waren durch die ſitzende Lebensart der Erkrankten 

erbeigeführt. 

Eine abermalige Aenderung der Statuten wurde für nothwendig erachtet und durch die Ge⸗ 
neral-Berfammlung feſtgeſtellt. R follen die Ausſchuß⸗Sitzungen fortan nur 4⸗wöchentlich, 
die General⸗Verſammlungen halbjährlich ftattfinden und die Ehrenmitglieder gleich den ordentli⸗ 
chen das Stimmrecht ausüben. Mit Bezugnahme auf den § 4 des Statuts machte die Vor⸗ 
ſitzende ſämmtliche Mitglieder darauf em, daß ſie die ihnen vom Vereine anvertrauten 

andarbeiten aufs beſte und pünktlichſte ausführen möchten. Der Verein habe keinesweges die 

flicht, feine Mitglieder mit Arbeit zu verſehen. Wenn er fein Beſtreben dennoch dahin richte, 
ſo liege den Betheiligten ob, ſich durch eifrige Bemühung bei Erfüllung der Aufträge auszu⸗ 
zeichnen. Die demnächſtige Gründung einer Ausſtattungs⸗Kaſſe wurde allgemein als 
wünſchenswerth erachtet und auf den Antrag der Vorfigenden beſchloſſen, dieſelbe Bega bald 
vermittelſt beſonderer Beiträge ins Leben zu rufen. Außerdem . fegeſeh die Verſammlung, 
daß die Hilfsgelder in Sterbefällen ein für alle Mal auf 10 Thlr. feſtgeſetzt würden, damit die 
Vereinskaſſe bei außerordentlichen Vorkommniſſen nicht durch Forderungen bedrängt würde, 
welche ihre Kräfte überſteigen. 

Schließlich wurden die Wahlen zur Ergänzung des Vorſtandes und Ausſchuſſes vollzogen. 


Breslau, 9. Oktbr. [Central⸗Auswanderungs⸗Verein für Schlesien.] Sitzung 
vom Sten d. M. Verleſung und Genehmigung des vorigen Protokolls. Tagesordnung: 1. Mit⸗ 
theilungen; 2. Fragekaſten. 0 . 

1. ehe des Auffages: „Stellung und Aus ſſchten der wiſſenſchaſtlich gebildeten Deut- 
erzte haben in den Vereins⸗ Staaten viel mit der Charlatanerie zu kämpfen, fie 
erringen ſich aber immer größere Achtung und Kundſchaft, je mehr ſie der Charlatanerie zu be⸗ 
f e ſuchen. Amerika iſt ein Paradies für Aerzte, denn der Yankee verſchluckt ungeheure Do⸗ 
en von Arzneien, aber in den großen Städten zählen die Aerzte bereits nach Hunderten und in 
den unbewohnteren Gegenden auf dem Lande haben ſie eine entſernte Kundſchaft, zu der fie rei⸗ 
ten müſſen. Gleichwohl ernährt die Praxis nicht blos ihren Mann, fie giebt ihm auch ein reich- 
liches Auskommen, wenn er nur erſt Vertrauen erlangt, d. h. einige glückliche Kuren gemacht 
hat. In den großen Städten müſſen aber die Aerzte mit einem gewiſſen Glanze auftreten, zu 
den Patienten apken und mancherlei Eigenſchaſten haben, die fie am beſten von ihren engliſchen 
Kollegen ſich ablauſchen, wie fie auch deren Heilmethode in einzelnen Fällen nicht unbeachtet lai- 
fen dürfen, da letztere über die Behandlung gewiſſer in Amerika beſonders heimiſcher Krankhei⸗ 
ten die Erfahrung für ſich haben. uf dem Lande oder in kleinen Städten iſt es nothwendig, 
daß der Arzt eine Apotheke beſitze. — b) Apotheker haben noch beſſere Ausſicht zu reuſſiren, 
als Aerzte, und obgleich es eine Unzahl Arzneiläden giebt, jo find fie. doch ſaſt alle in Flor. 
Dabei ſpielt der Apotheker auch häufig den Arzt und a friſchweg Medikamente nach feinem 
Ermeſſen ab, obne zu fragen nach deren etwa üblem Verbrauch, denn der Apotheker iſt, wie in 
Amerika jeder Geſchäftstreibende ein Kaufmann, der feine Waaren losſchlagen will. — e) Leh⸗ 
rer. Wenn deutſche Lehrer in höheren Anſtalten Aufnahme finden wollen, ſo müſſen ſie von 
Deulſchland aus ſehr gut empfohlen fein, wodei er es verſtehen muß, ſeine Kenntniſſe in günſti⸗ 
ges Licht au ſetzen und auf's praktiſche Leben anzuwenden. Seine äußerliche Erſcheinung muß 
einen gewiſſen Glanz haben und in morgliſcher Beziehung verlangt man von ihm, daß er Luſt⸗ 
barkeiten meide, dagegen ein eifriger Mäßigkeitsapoſtel ſei. du) ven Lande ift die Schulmei- 
ſterei wenig einträglich, denn feſte Lehrerftellen Jahr aus Jahr ein giebt es wenig, die meiften 
Lehrer werden nur für die Sommermonate angenommen und keiner iſt ſicher, das nächſte Jahr 
wieder als Lehrer gewählt zu werden. Doch giebt es auch ſchon eine große Menge fire Stel- 


len, beſonders in Penſylvanien und Ohio. Gehalt in den Städten 300 — 700 Dollars. — 
d) Theologen unterliegen den Forderungen an einen Lehrer hinſichtlich der Moral noch weit 
mehr, werden ebenfalls nur auf Zeit, gewöhnlich 1 Jahr, gewählt und haben ſelten ein feſtes 
Einkommen, da daſſelbe ebenfalls mei alljährlich von den Gemeindegliedern beſtimmt wird. 
Dabei muß ſich der Prediger nach den unverholen ihm von den Gemeindegliedern gegebenen 
Winken in Bezug auf Lehren, Glaubensſätze u. |. w. richten, wenn er nicht riektren will, das 
nächſte Jahr einen Theil feiner Gemeinde von ihm abfallen und einen andern Geiſtlichen wäh⸗ 
len zu ſehen. In den Städten —5 die Stellungen etwas ſicherer und der Gehalt auch größer. 
Hebrigene befteht 8 ſorgern ein ewiger Hader, der natürlich noch bedeutend marka⸗ 

er auftritt, als in E 

N 5 he Brief aus Texas vom 18. Juni 1851, 
nur in gewerblicher Beziehung geht es langſam, weil 
Arbeit vollkommene Selbſiſtändigkeit zu erlangen, 
Seehandelsſtaate fehlen Texas beſſere Küſten, 


Texas ſchreitet ungemein raſch vorwärts, 
dei der ſo leichten Möglichkeit, ſich durch 
75 pott Arbeitskräfte vorhanden ſind. Zu 2 — 
gleichwohl wird der Handel zur See zu einer nicht 
unbedeutenden Höhe ſteigen. Hauptbetrieb if die Viehzucht und 155 Landbau 2 es wohl 
auch noch lange bleiben, da die Prärien wegen Holz- und Waſſermangel erſt in ferner Zeit wer⸗ 
den beſattelt werden. Wie die Wege beſchaffen ſind, kann man daraus entnehmen, daß in die⸗ 
ſem 8 ein neuer Weg von Neu Braunfels nad) Friedrichsburg angelegt worden iſt, 
8 (engl.) Meilen kürzer als der alte. Denſelben vollendeten 8 Arbeiter in einer Woche. Aber 
es iſt Ausſücht vorhanden, daß zwiſchen Galveſton und New Orleans und von Indianola nach 
San Na Eiſenbahnen in kurzer Zeit entſtehen werden. Die Landwirthſchaft bringt jährlich 
8 10 pCt. reinen Gewinn, die Viehzucht mehr als doppelt ſo viel. Handwerk hat hier einen 
goldenen Boden, und Mancher möchte z. B. bauen, aber es fehlen die Bauleute: Zimmerleute, 
Schmiede, Schreiner; auch Schneider, Schuhmacher, Bäcker, Wagner ꝛc. haben gute Ausſichten. 

Fragekaſten. Es waren mehrere Fragen eingelegt, die theils vom Vorſitzenden, theils 
von Vereins mitgliedern erledigt worden find. Eine der ragen bezog ſich auf das Erlernen der 
9 Sprache und es bildete ſich ſofort eine kleine Geſellſchaft, die vereint Unterricht neh⸗ 


„ Ahr. ung ſehr beſucht. Das Gaſtbuch wies 16 Gäſte nach. Schluß ＋ ee 


$ Breslau, 10. Oktober. [Aus dem Gemeinderathe.] In der geſtrigen 
Sitzung wurde das Kommiſſions-Gutachten über den Antrag um Aufnahme der 
königl. mediziniſchen Univerſitäts⸗Klinik in das Krankenhospital zu 
Allerheiligen vorgetragen und zur Berathung geſtellt. Der Kurator der hieſigen 
Univerſität, Hr. Ober⸗Regierungsrath Heinke, hatte ſich nämlich im Auftrage des Kul⸗ 
tusminiſters mit dem gedachten Vorſchlage an den Magiſtrat gewendet, welcher die 
Sache der Hospital⸗Direktion überwies. Dieſer holte zunächſt das Gutachten des 
erſten Hospital⸗Arztes, Hrn. geh. Medizinalrath Ebers ein, wonach die Vereinigung 
der Univerſitäts⸗Klinik mit dem Allerheiligen⸗Hospital vom höheren wiſſenſchaftlichen 
Standpunkte aus wohl wünſchenswerth, die Unabhängigkeit des ſtädtiſchen Hospitals 
aber dadurch erheblich gefährdet erſcheint. Die Kommiſſion des Gemeinderathes erklärte 
fi) mit der Hospital⸗Direktion darin einverſtanden, daß die Selbſtſtändigkeit des Hospi⸗ 
tals zu wahren und die aus der Verlegung der Klinik in daſſelbe erwachſenden Mehr⸗ 
koſten durch die Staatskaſſe zu decken ſeien. Demgemäß ſoll die Aufnahme nur gegen 
eine jährliche Entſchädigung von 2200 Thlr. bei Abſchließung eines Kontraktes auf 
6 Jahre mit dreijähriger Kündigungsfriſt erfolgen. Nachdem der Vorſitzende die allge⸗ 
meinen Geſichtspunkte der vorliegenden Sache angegeben und der Hr. Bürgermeiſter 
Elwanger erklärt hatte, daß der Magiſtrat vornächſt die Anſicht des Gemeinderathes 
im Allgemeinen zu hören wünſchte, beſchloß die Verſammlung, mit dem Kuratorium 
der Univerſität kommiſſariſche Verhandlungen anzuknüpfen, und ernannte ihrerſeits den 
Vorſitzenden, Herrn Juſtizrath Gräff, ſowie die Gemeindeverordneten, Herren Dr. 
Grätzer, Dr. Kalkſtein und Kaufmann Worthmann zu bevollmächtigten Kommiſ⸗ 


ſarien. 


* Breslau, 10. Oktober. [Verſuchte Brandſtiftung.] Am 10. d. M. 
beim Oeffnen der zußern Verſat⸗Laden des Schaufenſters von der Spielwaaren⸗Hand⸗ 
lung Ring Nr. 33 bemerkte man, daß zwei Felder dieſer Laden angebrannt, und von 
einem dritten Felde ein Stück ausgebrochen worden war. Es erſcheint unzweifelhaft, 
daß hier eine Brandſtiftung beabſichtigt worden iſt. f 


* Breslau, 10. Oktober. [Die Reife des Kaiſers von Oeſterreich 
betreffend.] Heute Abends oder morgen am Tage langt der Kaiſer von Oeſterreich 
in Krakau an. Er hat ſeinen Weg nicht durch Schleſien, ſondern durch Galizien ge⸗ 
nommen. Ein Theil ſeines Gefolges iſt ſchon geſtern über die Oberſchleſiſche Bahn 
nach Krakau vorangegangen. 


Liegnitz. ([Entdeckter Kaſſendieb.] In Folge der eingeleiteten polizeilichen 
Unterſuchung über den Kaſſendiebſtahl im hieſigen Haupt⸗Steueramte iſt bereits der 
HU Er A — ; 

*) Anm. d. Red. Im Intereſſe der Auswanderungsluſtigen fügen wir hier folgende Mit 


theilungen des C. B. bei: 5 
1 diesen Tagen wird die „deutſche Koloniſationsgeſellſchaft für Mittel⸗Amerika“ den er⸗ 


ſten Schritt zür thatſächlichen Verwirklichung ihres Projektes thun, indem fie eine Kommiſ⸗ 82 


ſion zur näheren Unterſuchung des Landes und zur Vorbereitung der Koloniſation abſen⸗ 
det. Der Freiberr A. v. Bülow iſt als Mitglied der Kommiſſion ernannt und wird ſich 
demnächſt in Ren, nach Greytown einſchiffen. 2 
Am Sten Abends hielt der „Berliner-Gentral-Verein für Auswanderung und Kolonifa- 
tion” feine gewöhnliche öffentliche Monats ⸗Sitzung. 0 
tes ergriff Herr v. Bülow das Wort, um die Auswanderungs- und Kolonijationd- Frage 
im Allgemeinen zu beleuchten. Der Redner will keine Auswanderung ohne Koloniſation, 
feine Staatstolonien, aber Schutz und Fürſorge des Staates durch Gelege, durch Staats⸗ 
Inftitute und Behörden (Auswanderungs⸗Amt). Der Staat ſolle den Impuls — Koloni⸗ 
us geben, an der Nation ſei es dann, durch Vereine und Aktlengeſellſchaften dieſelbe 
50 dern. Dann könne die Koloniſation für den Staat dieſelbe Bedeutung erhalten, wie 
tet Racer Heer, das man ja als ein Mittel zur Hebung der Induſtrie betrach- 
und Kolonien der Redner noch Vorſchläge für eine Organiſation zc. der Auswanderungs⸗ 
roſeltee für Wei edörde und Vereine mitgetheilt, erwähnt er kurz des Kolonifationd- 
Y Nach eint Mittelamerita, in deſſen Intereſſe er demnächſt nach jenem Lande gehen wird. 
Dr Leichardts nahnt Gr agen eines Hrn. Schmidt über die Verdienſte des Naturſorſchers 
1 über die Stante Hr. Kerſt (einſt Mitglied des Reichshandelsminiſteriums) das Wort, 
805 Diefe Länder A ruguiay einige auf Kolonifation bezügliche Mittheilungen zu 
. eben auf — San ſich, — wie die blühende deutſche Kolonie San Leopoldo 
Ku 8 unikallon und ihrer Francisco beweifen, — in Hinsicht des Klimas, Fruchtbar. 
keit, h ag Mittel⸗Amerita dei füsse zum Welthandel vorzüglich für eine Koloniſation von 
Deutſchen. ita's ihren Fuß d — Deutichland verloren, feitdem die Intereſſen Englands 
e Handelspolüiſt undd en d Der Redner nennt die Auswanderung eine 
Sache der nationg ud will die von ihm vorgeſchlagene Koloniſation am 


Uruguay, die an der Mündung des Rio Negro zu beginnen ſei, unter den Schutz des 
reins geftellt wiſſen. Die Schiffe der ge 1 5 E 
Zollve geft ler Staaten dienen.‘ Or. er otte könnten vorerſt zu einer Pace 


inte nach den La P 
cler Ländern aufgehalten und kennt ſie genau; 


at ſich 1 N ; N 
— 1 änger in den von ihm ge 
tereſſant wie beachtenswerth. ö 


trag war daher eben ſo in⸗ 


1 


1980 


Nach — des Monatsberich ⸗ 


Dieb, in einem hieſigen mehrmals beſtraften Korrigenden, ermittelt und die weitere Un⸗ 
terſuchung der königl. Staatsanwaltſchaft übergeben worden. 


Neiſſe, 9. Oktober. [Rekruten. — Zur Sonntagsfeier. — Ge: 
ſangverein.] Unſere Friedrichsſtadt iſt jetzt nach dem Eintreffen der zum Erſatz für 
die abgegangenen Reſervemannſchaften einberufenen Rekruten wieder ſehr lebhaft gewor⸗ 
den; täglich ſieht man die junge Mannſchaft auf dem Wilhelmsplatze die Elemente der 
militäriſchen Exercitien üben, wozu in der erſten Zeit vorzugsweiſe gymnaſtiſche Bewegun⸗ 
gen gehören, welche einen freien Gebrauch der Gliedmaßen befördern ſollen und ift es 
nicht unintereſſant, dieſe den Laien oft überraſchenden Uebungen zu beobachten. Re⸗ 
kruten⸗Transporte nach andern Garniſonen paſſiren die Stadt in geordneten, zu Dreien 
abgetheilten Reihen. — Wie wir vernehmen, ſind zur Zeit der Mobilmachung, als die 
Feſtung verproviant wurde, die Kellerräume des Gymnaſiums zur Unterbringung von 
Fäſſern mit Wein, Eſſig u. dergl. Seitens des königlichen Proviantamtes benutzt wor: 
den. Morgen ſoll eine ziemlich bedeutende Quantität dieſer für Kriegszwecke bis jetzt 
aufbewahrten Getränke ꝛc. öffentlich verfleigert werden. — Am jüngft verfloſſenen Sonn⸗ 
tage iſt hier eine Modifikation in Anſehung der Sonntagsfeier vor ſich gegangen; 
während bisher des Sonntags Nachmittags jeder gewerbliche und Handelsverkehr von 
2 bis 4 Uhr ſtreng unterſagt war, ſind diesmal die Verkaufslokale bis 3 Uhr Nach⸗ 
mittags geöffnet geweſen. Auch Inskünftige ſoll an Sonn⸗ und Feſttagen hier des 
Nachmittags der bürgerliche Verkehr nur von 3 bis 4 Uhr zu ruhen haben, da der 
bisherige Sonntag⸗Nachmittags⸗Gottesdienſt in der hieſigen evangeliſchen Stadtpfarr⸗ 
kirche aufgehört hat. — Unſer Männergeſangverein wird vom 11. d. M. ab feine 
Uebungen nicht mehr im Freien, ſondern im Winterlokal abhalten. 


Geſetzgebung, Verwaltung und Nechtspflege. 


Intereſſante Rechtsfälle. 

Nr. 13. Der Ausſteller eines Wechſels kann dem Inhaber deſſel— 
ben den Einwand, daß er von dem Arceptanten befriedigt, und der Pro⸗ 
teſt nur zum Scheine aufgenommen worden, im Wechſelprozeſſe nicht 
entgegenſetzen. | 

Die Societätshandlung V. und S. in Magdeburg zog am 21. April 1849 unter 
ihrer Firma einen, zwei Monat a dato zahlbaren Wechfel über 3000 Mare Hambur⸗ 
ger Banko an die Ordre von M. auf den Kaufmann K. in Hamburg. Die Tratte 
ging durch Giro auf den Kaufmann A. daſelbſt über. Sie wurde von dem Bezogenen 
acceptict, bei Verfall jedoch Mangels Zahlung gegen denſelben proteftirt, A. nahm an 
die Ausſtellerin den Wechſelregreß. Die Verklagte wandte ein, Kläger habe von dem 
Acceptanten Beftiedigung erhalten. Der Proteſt Mangels Zahlung ſei nur zum Schein 
erhoben worden. Beweis: Eid. Der Kläger hielt dieſen Einwand für unerheblich, 
beſtritt auch die Thatſache der Zahlung, und ſchob den Eid der Verklagten zurück. 

Die beiden erſten Richter hielten den Einwand für ſtatthaft, und erkannten auf den 
Eid. Das Obertribunal vernichtete jedoch mittelſt Erkenntniſſes vom 1. Okt. 1849 das 


ellationsurtel, und verurtheilte den Verklagten. In den Gründen wird Kurt · 
N Der Art. 82 der neuen Wechſel⸗Ordnung, welcher lautet: Nanu. 


Der Wechſelſchuldner kann ſich nur folder Einreden bedienen, welche aus dem M 
ſelrechte ſelbſt hervorgehen, oder ihm unmittelbar gegen den bemalten Kläger ae 


ſtehen. 

läßt zwar an ſich den Einwand der Zahlung, welchen der Verklagte aufgeſtellt ei 

dem Wechſelrechte herrührenden zu. Nicht jede Zahlung iſt aber ae bin Wechſeverpſch⸗ 
tung unbedingt als getilgt erſcheinen zu laſſen. Es muß eine wechſelmäßig geleiſtete, das heißt, 
eine nach den Vorſchriften des Wechſelrechts den Wechſelſchuldner don der Wechſelverpflichtung 
gegen den, von ihm die Erfüllung verlangenden e befreiende Zahlung ſein. Daraus 
ergeben ſich erhebliche Beſchränkungen in Anſehung einer Zahlungseinrede, die ein Wechſelbeklag⸗ 
ter dem Wechſelkläger mit Wirkung entgegenfegen will, wenn der Einwand durchgreiſen fol 
Nur diejenige Zahlung wird unbedingt in Betracht kommen, die der Verklagte dem Kläger ge⸗ 
leiſtet hat. Eine von dem Wechſelverklagten dem Indoſſanten des Wechſelklaͤgers geleiſtete Zah⸗ 
lung wird nach dem wechſelrechtlichen Grundſatze „Einwendungen aus der Perſon des Indoſ⸗ 
fanten find unſtatthaſt“ nicht durchgreifen. Ein Rechtsverhältniß zwiſchen dem Wechſelkläger 
und einem andern Wechſelverpflichtelen oder einem nicht im Wechſelverbande ſtehenden Dritten, 
aus dem vielleicht eine Zahlung in Beziehung auf das ſtreitige Wechſel eſchäft geleiſtet worden 
ift, kann ebenfalls keinen Einwand für den Wechſelverklagten zur Ausſchließung feiner Wechſel⸗ 
verbindlichkeit begründen, wenn der im Beſitz des Wechſels verbliebene Kläger nach Form und 
Inhalt des Wechſels der Wechſelgläubiger geblieben, und die Verpflichtung des Wechſelbeklagten 
aus dem Wechſel, nach Inhalt deſſelben, noch für beſtehend zu achten it. Es ſeblk in einem 
ſolchen Falle an einem unmittelbar zwiſchen den ſtreitenden Parteien eulſtund ig Rechtsverhält⸗ 
niſſe, dem die Wirkung beigelegt werden könnte, daß, ungeachtet des dem K H 11 verbliebenen 
Beſitzes des Wechſels, die Wechſelverbindlichkeit des Verklagten dennoch für Ä 19 a erachtet wer⸗ 
den müßte. Dieſes Erforderniß eines ſolchen unmittelbaren Rechtsverhältn A ft zur Begrün- 
dung der Einrede der Zahlung, als einer wechſelmäßig geleifteten, die Aufhe 10 der Wechſel⸗ 
verbindlichkeit zur Folge habenden Zahlung, in gleicher Weile noihwendig als ſolches der Art. 
der Wechſelordnung in dem zweiten Satze ausdrücklich für alle Einteden verlangt, die nicht 
aus dem wechſelrechtlichen Verhältniſſe hergeleitet werden. Demna 22 ier der von den 
Verklagten nicht aus ihrem Verhältniſſe zum Kläger unmittelbar, re aus der Stellung des 
Klägers zum Acceptauſen hergenommene, durch den Proleſt Wan N ahlung und den Befig 
des Wechſels beim Kläger entkräftete Zahlungs⸗Einwand als bini 8 und die zweite Entſchei⸗ 
dung als nicht begründet dar. Das Ürtel muß vernichtet werd gz. fa, der Sache felbft ift die 
wechſelmäßige Verurthetlung der Verklagten aus dem gültigen Ober. Tr. und demgemäß die Ab. 
änderung des erſten Urtels gerechtfertigt. (Entscheidungen des »Tribunals Bd. 19, S. 266.) 


Sicherm Vernehmen nach iſt jetzt der Könflite zwiſchen dem den Schutzmannſchaf⸗ 
ten gegebenen Befehl, vor Gericht den Helm aufzubehalten, und der Anſicht einiger 
Vorſitzenden der Gerichtsabtheilungen, welche hierin eine Verletzung der Ehrfurcht vor 
dem Gericht ſahen, höheren Orts dahin entſchieden worden, daß die Schutzmänner vor 
Gericht den Helm aufbehalten ſollen. a (Ger. ⸗ Ztg.) 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 


[Rübenzucker⸗Fabrikation in Frankreich.], Der Seitens der Steuer-Berwaltung. 
in Frankreich bertömmelthermpee veröffentlichte Ausweis Über die Erzeugung und den Verbrauch 
von Runkelrübenzucker in der Campagne 1850/51 führt 304 in 17 Departements in Betrieb ger 
weſene Fabriken auf, welche 1,523,022 Zollcentner Zucker, alſo durchſchnitllich etwa je 5000 Gentner 
fabrizirt haben. Im Durchschnitt find daher nach der Annahme, daß 15 Centner Rüben einen 
Centner Zucker geben, in jeder Fabrik etwa 75,000 Centner Rüben verarbeitet worden. 

Im Zollvereine haben in der Campagne 1849,50 148 Fabriken 11,525,671 Centner Rüben 
auf Zucker verarbeitet. Durchſchniltlich hat daher ſede Fabrik etwa 77,000 Centner Rüben ver- 
braucht. Im Durchſchnitte iſt daher die Größe der ſtanzöſiſchen Zuckerfabriken der der zollver⸗ 
einsländiſchen ziemlich gleich. N . 22 

Ueber die franzöſiſche Rübenzucker⸗Fabrikation ſagt ein franzöſiſches Blatt: Die einheimische 


iabrifation hat, wie ſchon feit;geraumer Zeit vorauszuſehen war, die Kolonialproduktion 
rer Die —— her 76 gilionen ee betragende Quantität des im Mut 
terlande erzeugten Zuckers ift, was ſehr bemerkenswerth, in den innern Verbrauch gekommen, 
Nun haben aber unſere vier Zuderfofonien in 1850 für unſern Verbrauch nicht mehr als 65% 
Millionen nach Frankreich verführt, und es ſcheint zweifelhaft, ob die Einfuhr von dort heuer 
beträchtlicher ſein wird. Ueberdies iſt die Zahl unſerer Zuckerfabriken in fortwährender Zunahme 
begriffen, welcher Umſtand ſich übrigens, laut der ftatiftifhen Karte, welche in der Londoner 
Ausſtellung in einer der Kolonialwaarenzellen hängt, nicht blos in Frankreich, ſondern auch in 
den andern europäilden Ländern bemerklich macht. Auf gedachter Karte figuriren nämlich alle 
in den europälſchen Ländern vorhandenen Runkelrübenzuckerfabriken, und man ſieht mit Erſtau⸗ 
nen, welchen Umfang die einheimiſche Zuckerinduſtrie in Europa gewonnen, und welche tieſe 
Wurzeln ſie ella rd 

In Frankreich wird vom 1. Januar 1852 folgende Steuer vom Zucker erhoben. 

Der Zollcentner reiner einheimiſcher Zucker entrichtet 25 Franks, alſo etwa 6% Thlr. Zucker 
aus den Jranzöſiſchen Kolonien zahlt für die nächſten 4 Jahre pro Zollcentner 3 Franks we- 
niger, als eiuheimiſcher Zucker. Fremder Zucker entrichtet pro Zollcentner 534 Franks, d. h. 
etwa 174 Thlr. mehr, als einheimiſches Fabrikat. S. 


u erhalten.] An vielen Orten, beſonders auf dem 
h mil angel einer Metzgerei, oft auf eine ganze Woche mit 
ihrem täglichen Fleiſchbedarfe versehen. Dieſer Vorrath nun läßt ſich am ſſcherſten in friſcher, 
Bi abgerahmter Sauermilch 8 bis 14 Tage ſo vortrefflich erhalten, daß es nicht nur am Ge⸗ 
chmacke nicht verliert, ſondern fogar noch zarter und ſchmackhafter wird. Man bediene ſich eines 
neuen, reinen und gut glaſirten opfes, lege das aufzubewahrende Fleiſch hinein und übergieße 
es dann mit Sanermilch dergeſtalt, daß alles Fleiſch von derſelben bedeckt iſt. Alle zwei Tage 
kann man ſie erneuen und die abaenefiene den Schweinen reichen. Vor dem Verbrauche des 
Fleiſches wäſcht man die in der ilch gelegenen Stücke ein paar Mal in friſchem Waſſer ab 
und verwendet ſie, nach Belieben, zum Kochen oder Braten. — Auch alles geſchlachtete und rein 
geputzte Federvieh läßt ſich auf gleiche Weiſe vortrefflich aufbewahren. 
(Wochenbl. d. landw. V. zu Salzburg.) 


(Mittel, Fleiſch lange friſch 
Lande, müſſen ſich die RN aus 


{ Das königl. Landes-Oekonomie-Kollegium hat kürz⸗ 
lich Veranlaſſung gehabt, ſich mit dem Nahrungswerthe unferer gebräuchlichſten Cerealien zu ber 
ſchäftigen. Da die Nahrungspflanzen ſelbſt nach Alter, Boden, Klima ꝛc. in dem Werthe 
schwankend find, ſo läßt ſich hier etwas Pofitives, überall Geltendes unmöglich beſtimmen. Doch 
wird in runden Zahlen folgende Scala der Aeguivalente ſich der Richtigkeit am meiften nähern. 
Als Einheit gleich 100 iſt der Reis, der wirklich eins der allerſchlechteſten Nahrungsmittel bildet, 
angenommen, jo daß 100 Pfund Reis z. B. fo viel Nahrungsfähigkeit haben, als 60 Pfund 
Weizen oder 28 Pfund Erbſen u. ſe w. Auch iſt der durchſchnittliche Stickſtoffgehalt zu Grunde 
elegt. Hiernach iſt Reis gleich 100, Weizen gleich 60, Roggen gleich 80, Gerſte gleich 68, 
Dale gleich 63, Linien gleich 30, Erbſen gleich 28, Bohnen gleich 26, Kartoffeln gleich 324, 
chlechte ae 400, Mohrrüben gleich 398, Weizenmehl gleich 43, Buchweizen gleich 57, Wie⸗ 
ſenheu gleich 104, Kleeheu 2 78, Haferſtroh gleich 400, Weizenſtroh gleich 451, Gerſtenſtroh 
gleich 490, Roggenſtroh gleich 549. (Agronom. Ztg.) 


re N — 
Berfiherungen.] Die Tontinen- (Lebens-) Verſichecungsgeſellſchaften in Frankreich find 
ſeit ER daſelbſt ſehr in Mißkredit gerathen. Mehrere pariſer Geſellſchaften hatten 
ſich ſtatutenwidrige Handlungen zu Schulden kommen laſſen, jo daß die um jo wichtigere An⸗ 
gelegenheit, als es ſich dabei um die Erſparniſſe der ärmeren und Mitt enlaſſe im Betrage von 
mehr als 200 Mill. Francs handelt, ſelbſt in der geſetzgebenden Verſammlung zur Sprache ge- 
kommen, und die Regierung aufgefordert worden war, die Sache zu unterſuchen und die Schul. 
digen zur Verantwortung zu Haben. Die erſte Folge davon war, daß zwei der Direktoren der 
Prevoyance, im Begriff ſich aus dem Staube zu machen, verhaftet wurden. Später wurde der 
Direktor der Lebensverſicherungsgeſellſchaften LEauitable und der der Caisse des Ecoles et des 
Tamilles Herr de Montry verhaftet, und die Bureaus gerichtlich verfiegelt. Kurz darauf fanden 
fal. gerichtliche unterſuchungen in den Büreaur der Providence des enfants und der Minerva 
att, und ihre Lokale wurden ebenfalls verfiegelt. Zufolge dieſer Ereigniffe find von den 18 
pariſer Geſellſchaften nur noch 6 in ungeſtörter Verwaltung geblieben. 05 nd dies die Caisse 
paternelle, die Nationale, der Phenix, die Concorde, der Conservateur und die Economie. 


[Nahrungswerth von ce 


Breslau, 10. Oktbr. [Produktenmarkt.] Das Wetter ift heute ſehr Mar, der 
Landmann hat nun die ſchönſte Zeit, die Winters! u beſtellen. — Der heutige Getreidemarkt 
war ziemlich fo als geftern, da noch beſonders die Zufuhren nicht reichlich waren; die heutige 
Poft bringt die Nachricht von andern Handelsplägen, daß es mit Roggen und Spiritus ruhiger 
geworden, wodurch unſere hieſigen Spekulanten etwas zurückhaltender geworden, und man 
konnte heute an der Börſe nicht ſo leicht auf 1 verkaufen, als geſtern. Weizen blieb 
heute für Sachſen und Niederſchleſien gefragt, und es ſanden ſehr gute Qualitäten willig Käufer 
au eher beſſern —.— ‚man bewilligte für weißen Weizen 60-67 Sgr., und für gelben 58 
is 64 Sgr., Roggen fand ebenfalls guten Abzug und man bezahlte 9 Sgr., eine 
Partie, 87 Pfd. wiegend, holte ſogar 507% Sgr. Gerſte bleibt geſucht, es blieb jedoch manches 
unverkauft, weil Inhaber zu hohe Forderungen machten, 40, —44 Sgr. wurde angelegt. 
Hafer jet und von 24 —26½ Sgr. bezahlt. Erbſen ganz ohne Angebot, 46—50 Sgr. 
würde bezahlt werden, 

Oelſaaten erlitten keine Veränderung, bezahlt wurde Raps 70—73 Sgr. und Sommer⸗ 
Rübſen 50—56 Sgr. — Für Leinſaak bleibt die Frage gut und es wird dafür 60-70 Sgr. 


bezahlt. 

In weißer Kleeſaat ran, Geſchäft träge, und dürfte ſich auch nicht beſonders beleben, 
der Landmann zeigt wenig dein „ ſolchen jetzt zu dreſchen, da ihn die Feldarbeiten ſehr in 
Anſpruch nehmen und außerdem eine kältere Zeit abwarten will, wo ihm das Oreſchen der 
Kleeſaat leichter wird. Man bezahlte heute für weiße Saat 6—11¼ Rtl.; nach rother wird 
fehr gefragt, doch aber nichts zugeführt, 8—13 Rtl. bleibt zu bedingen. 12 

Die theuren Preiſe des Spiritus veranlaſſen den een 8 zu Werke zu 

ehen, derſelbe kauft nur das eee und weiſt bei Offerten alles zurück, in der Hoffnung, 
pater billiger anzukommen. Aus S Grunde treten in einem Tage ſolche Schwankungen 
Au daß oft Spiritus um 1015 18 auf- und rückwärts geht. Heute war des Morgens 
het, il. Gld. an der Börſe l man dazu ankommen. Auf Lieferung pr. Frühjahr iſt 
ute nichts gehandelt, a 10 Rtl. könn e man wohl kaufen. 
böl macht ſich feſter und es if unter 10 Rll. ſowohl loco als Lieferung nichts zu haben. 


In Zink kam heute kein Geſchäſt zu Stande. Preise find feſt. 
Waſſer ſtan d. 
Oberpegel. Unterpegel. 


Am 10. Ottober: 16 Fuß 5 Zoll. 3 Fuß 10 Zoll. 


59 b. 9 9. Oklober. Weizen loco 56—60 Ril., ſchwimm. 88—Sgpfd. weißbunt Graudz. 
2 Pfd ; 
48 Br. 47% Gd. pr. Srübj. 1852 4974875 
o und ſchwimm. 25—26 

Rapsſaat, Winter ⸗Raps 
geſtern und heute für 
kleine Partien halb Raps 
Rll. verk. 10% Br. 


ttin, 9. Oktober. Weizen 89 Pfd. ſchleſ. pr. Frühjahr 56 Rtl. Gld. lle, 
Ott 48% Br, 48% aut io, kt on, 48 die ATY be, 4 Ben hrhliahe 
afer 52 Pfd. pr. Frühjahr 24 bez. 


485 Gerſte Oderbr 1060 37 N. bez. 
Aae, or Ot. 10 des. und Oi. Dil. es, 20 NIE de, und Cid, Del Jen. 10, bey 


1981 


März April 10% Gld. Spiritus gefragt, loco ohne Faß 15%—% pCt. bez., mit Faß 15% 
bis 4 pCt. bez r. a 16 Dep, Frühjahr 15% —% dez. 15% pGt. Gld. a 1544 
4 Rl. 6% Sgr. Br., 4 Rtl. 6 Sgr. Sir. N 


T Breslau, 10. Oktbr. [Plenarſitzung des Gewerberaths.] Zum Stellvertreter 
des n der Handels⸗Abtheilung iſt Herr Kaufmann Laß witz gewählt. Es wird da. 
von der königl. Regierung die vorſchriftsmäßige Anzeige gemacht werden. — Die Austrittser⸗ 
klärung des zeitherigen Mitgliedes Herrn Devreux gelangt zur Kenntniß der Verſammlung. 

Hierauf wird ein Erinnerungsſchreiben an den Gemeinde⸗Vorſtand, wegen endlicher Konſti⸗ 
Sine des Gewerbe ⸗ Gerichts vorgetragen und angenommen. Der Gewerberath bittet unter 
Hinwe fung auf den Umſtand, daß die Beſtätigung der gewählten Mitglieder gedachter Behörde 
längſt erfolgt iſt, höhern Orts auf Beſchleunigung der Einführung in ihr Amt zu dringen. 
Dabei kommt zur Erwägung, wie viele Streitigkeiten im Gewerbeſtande vor das Forum der 
Verſammlung gebracht werden, welche eigentlich zur Kompetenz des Gewerbegerichts gehören. 

Auf den Wunſch des Magiſtrats ſoll demſelben mitgetheilt werden, wann die nachgewählten 
Mitglieder des Gewerberathes inſtallirt worden, daß aber nochmalige Neuwahlen in dieſem 
Jahre nicht erforderlich ſind. 5 

Eine Beſchwerdeſchrift des Herrn Kaufmann Riegner führt zu lebhaften Debatten. Herr 
Riegner gab feinen 15jährigen Bruder Fritz, jädiſchen Glaubens, bei dem Hutmachermeiſter 
Drechsler in die Lehre. Die Innung der hieſigen Hutmacher verweigerte dem jungen Manne 
die Aufnahme, weil er ein Jude ſei. — Von Seiten des Lehrherrn ſteht ihm kein Hinderniß entgegen 
und der Beſchwerdeführer erfordert nun die Entſcheidung des Gewerberathes. — Der Vorſſtzende 
meint, daß die Beſchwerde an den Scheit als die nächſte vorgeſetzte Behörde der Innungen, zu 
richten ſei. Dagegen erklärt der Schriftführer mit Bezugnahme auf § 2 der Verordnung vom 
9. Februar, dem Gewerberathe ſtehe allerdings die Aufſicht über Annahme und Behandlung der 
Lehrlinge zu. Doch ſolle die Verſammlung zunächſi die Anſicht des Magiſtrats einholen. Herr 
Cohn führt diejenigen Stellen des A. L. R. an, welche zu Gunſten des Beſchwerdeſührers ſprechen. 
Herr Haſelbach theilt mit, die Hutmachergeſellen würden dem aufgenommenen Anderegläubigen 
durch ihre wohlorganiſirten Verbindungen jederzeit die Möglichkeit abſchneiden, in irgend einer 
She ihren Unterkommen zu finden. Schließlich genehmigt die Verſammlung den Antrag des 
Schriftführers. 

In dem Gewerbeſtreite zwiſchen den hieſigen Schmieden und einem Schloſſermeiſter ſind die 
Vorſteher der Schlofjer-Innung, trotz gehöriger Vorladung vor der Handwerker⸗Abtheilung nicht 
erſchienen. Die Verſammlung beſchließt nunmehr einen aſißerhalb der Innung ſtehenden Meiſter, 
behuſs näherer Inſtruktion über den ſreilgen Gegenſtand zu zitiren. 

Die Polizei⸗Anwaltſchaft überſendet eine Denunziation gegen den Brunnenmacher Krauſe, 
welcher eine hölzerne Erdrinne gelegt und dabei ſo ziemlich den halben Flur gedielt hatte und 
befragt die Verſammlung, ob dieſes Geſchäft lediglich den Zimmerleuten zuſtehe. Das Gutach⸗ 
ten der Handwerker ⸗Abtheilung wird acceptirt, wonach Brunnenmacher zu Dielungen irgend 
Wee Art nicht befugt ſind. a 

ie Gerber⸗Innung beſchwert ſich über den Lackirfabrikanten Herrn Adler, weil derſelbe 
das e ee. mit Huͤlſe von Geſellen betreibe. Es wird nach dem Gutachten der Hand- 
werker⸗Abtheilung dahin entſchieden, daß Herr Adler, welcher ſein Geſchäft bereits vor Erlaß 
des Geſetzes vom Jahre 1845 etablirt hatte, in feinen Rechten nicht verſchränkt werden könne. 
— Herr Cohn rügt unter Bezugnahme auf die Geſchäftsordnung die Verweiſung dieſes Gegen- 
ſtandes an die gedachte Abtheilung. 

Herr Konditor Ringelmann zu Bernburg beanſprucht eine beglaubigte Abſchrift von dem 
Beſchluſſe des Gewerberathes, dem zuſolge die Bäcker nur diejenigen Backwaaren führen dürfen, 
welche mit Anwendung von Heſen bereitet ſind. Ungeachtet des von mehreren Seiten erhobenen 
Widerſpruchs ſoll ihm dieſelbe in der gewünſchten Weiſe ertheilt werden. 

Auf den Antrag des Schriftführers beſchließt die Verſammlung, an den Beſtrebungen zur 
Veranſtaltung einer Gewerbe⸗Ausſtellung für die Provinz Schlefien im kommenden Jahre Theil 
zu nehmen und ermächtigt den Vorſtand, ſich deshalb mit dem hieſigen Gewerbe-Verein in Ver⸗ 
nehmen zu ſetzen. f 


§ Breslau, 10. Okt. [Kaufmänniſcher Verein.] Die geſtrige Verſammlung ber 
ſchäſtigte ſich zunächſt mit der Bekanntmachung der Armen Direktion in Betreff der Straßen⸗ 
bettelei, von welcher namentlich die Inhaber offener Verkaufsläden heimgeſucht werden. Es 
wurden mehrere Vorſchläge zur Abhilfe des beregten Uebelſtandes gemacht, ohne daß jedoch das 
gewünſchte Reſultat erzielt werden konnte. j 

Hierauf theilte der Vorſitzende die von der Kommiſſion entworfene Petition an die Handelö- 
kammer, um Abänderung der Verordnung bezüglich des Betriebes mit Giftwaaren, mit. Das 
Geſuch führt den Nachweis, daß jene Verordnung in ihrer Ausdehnung nicht zeitgemäß und 
ſchwer durchzuführen ſei, und geht die Handelskammer darum an, bei dem Miniſterium eine 
zweckentſprechende Aenderung derſelben auszuwirken. 8 

Zu dieſem Zwecke ſchlägt der Verein vor, vorzuſchreiben: 1) daß die unter Abſchn. 2a auf 

eführten direkten Giſte, ausſchließlich der Farben, in beſonderen Schränken oder Behältniſſen 
ſorſcllig verſchloſſen — —.— würden und dieſe nur gegen Giftſcheine verabjolgt werden dürften, 
und 2) daß die unter Abschn. 2a aufgeführten Farben ebenfalls ſorgfältig verwahrt und getrennt 
von anderen, namentlich eßbaren Waaren gehalten werden müßten; 
daß jedoch geſtottet ſei: a) dieſe Farben in kleinen Quantitäten auch im Verkaufslokale 
zu halten; b) fie auch in feſten Papierhüllen und an zuverläßige Perſonen verabreichen 
au a er e) daß bei deren Verkauf von der Ausſtellung von Giftfpeinen gänzlich 
abgeſehen werde. 

Die Vorlage der Kommilfion erhielt die Zuſtimmung des Vereins und wird demnächſt an 
die hieſige Handelskammer abgehen. Gleichzeitig fol das Geſuch zur Kenntniß einzelner Mit⸗ 
glieder auswärtiger Handelskammern gebracht werden, um daſſelbe auch dort zum Gegenſtande 
einer Eingabe an den Handelsminiſter zu machen. ö 

Für den bevorſtehenden Winter iſt dem Vereine eine Reihe intereſſanter Vorträge handels- 
politiſchen Inhalts von einem bekannten Nationalökonomen in Ausſicht geſtellt worden. Das 
Nähere wird der Vorſtand noch in Erwägung ziehen und den Mitgliedern feiner Zeit mittheilen, 


Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Die Frequenz der Niederſchleſtſch⸗Märkiſchen 
9 betrug in der Woche vom 28. Sept. bis 4. Okt. d. 3. 13572 Perſonen und 40866 Rtlr. 
3 Sgr. 3 Pf. Geſammt Einnahme für Perjonen-, Güter- und Vieh⸗Transport ꝛc., vorbehaltlich 
ſpäterer Feſiſtellung durch die Haupt⸗Kontrole. 


. N 


Mannigfaltiges. 


— (Inndbrud, 4. Oktober.) Im Dezember v. 3. wurde in Bregenz ein hübſcher, junger 
Mann von 26 Jahren angehalten, der ſich durch keine Reiſeurkunde legitimiren konnte. Er gab 
ſich fur einen Handlungsreifenden aus und machte mehre Angaben rückſichtlich ſeiner Heimäth, 
Reiſezweckes u. dgl., die ſich aber nach den gepflogenen Erhebungen ſämmtlich als falſch an 
ſtellten, was ihn jedoch zu keiner Aenderung feiner Ausſagen zu bewegen vermochte, ſondern 
unumwunden erklärte, er werde jo lange im Arreſte bleiben, bis ihm ein Paß nach Amerika 
verabfolgt werden würde. In dieſer Verlegenheit kam man auf den Einfall, ſein Porträt da» 

uerreothpiren und vervielfältigen zu laſſen und den Polizei⸗Direktionen Deutſchlands mitzuthei⸗ 
en. Dies wirkte und hatte zur Folge, daß er in Preußen als ein zum Tode verurtheilter Mör⸗ 
der erkannt wurde, der am Tage vor der Vollſtreckung des Urtheils entkommen war. Die preuß. 
Regierung hat die Auslieferung des Verbrechers requtrirt und die Verhandlung darüber ift eben 
jetzt im Zuge. (Tirol. Bote.) 
— (Eine uhr, die ji ſelber aufzieht.) Der feit Jahren im Bau von Thurm- Uhren 
rühmlichſt bekannte Hof-uhrmacher Gärtner in Doberan hat eine Uhr angefertigt, wie fie bis 
jetzt noch nicht da geweſen it. Das Gewerk dieſer Uhr beſteht nämlich nur aus zwei Rä ⸗ 
dern und einem Getriebe. Auch braucht dieſelbe nicht aufgezogen zu werden. Das be⸗ 
ſorgt das Schlagwerk allein beim Schlagen, und letzteres ſelbſt wird nur alle acht Tage aufge- 
ogen. Dieſe he hat zwei große Vortheile. Zum Erſten braucht das Gehwerk gar nicht beim 
uͤfziehen angeruͤhrt zu werden, und es kann Jahre lang ungeſtört fortgeben. um Anderen 


beſteht das 
be 17 21 
einer 
aſchenuhren bezieht. 
uziehen und die Kette oder 
rum, links herum dreht — 
— (Eine Univer 
Univerſal⸗Heizungsmethode 


kein Wunder in 
für große Städte 


er mitten im Winter eine milde Temperatur erzeugen, 
ßes durch die Straßen wandeln könne. Er verbannt alle Schornsteine, um den Rauch der 
* A zu leiten. Die gefammte Haud- 
rieſigen pyramidenförmigen Rauchfang, der zugleich als 
uchkammer en wird, auſſteigen. Die erfte Stadt, welche ſich dieſes Projektes 


n h beiße Stadt“ (Hottown) führen, und er berechnet, da 
ihr „Italieniſches Klima“ dann alle Bruſtkranke . 8 1 


Gaſſen und Kanäle der 


+ mäle 
Den een en in einem 


maſſe ſoll dann 
allgemeine Ra 


bemächtigen würde, ſolle den Namen 


11658 Entbindungs⸗Anzeige. 

Die geſtern erfolgte glückliche Entbindung 
meiner Frau Marie, geb. Muyſchel, von 
einem geſunden Knaben beehrt ſich, ſtatt beſon⸗ 
derer Meldung, age anzuzeigen: 

etersſohn, Poſt⸗Rath. 
Breslau, den 10. Oktober 18515 v 


13447] Entbindungs-Anzeige. 

Die heut Morgen 3 Uhr erfolgte glückliche 
Entbindung meiner lieben Frau Roſalie von 
einem muntern Knaben beehre ich mich hier⸗ 
durch Verwandten und Freunden ergebenſt an⸗ 
zuzeigen. Breslau, den 10. Okt. 1851. 

J. Hänflein. 


13441] Entbindungs⸗Anzeige. 

Meine geliebte Frau e geb. 
Scheder, wurde dieſen Morgen um 9 Uhr 
von einem muntern Knaben glücklich entbunden, 
was ich meinen Anverwandten und Freunden 
ſtatt beſonderer Meldung hiermit ergebenſt an⸗ 
zeige. Breslau, den 10. Okt. 1851. 

Louis Kliche. 


13440!“ Entbindungs⸗Anzeige. 

Die heut erfolgte glückliche Entbindung ſeiner 
lieben Frau Roſalie, geb. Hahn, von einem 
muntern Knaben zeigt Verwandten und Freun⸗ 
den ſtatt beſonderer Meldung ergebenſt an: 

Dr. Schiller. 

Pitſchen, den 9. Okt. 1851. 


[8446] Toded- Anzeige. 

Heute früh 10 Uhr ſtarb unſer geliebter 
Sohn und Bruder, der Handlungsdiener 
Adolph Waeger, im Alter von 26 Jahren 
an ber, e Um ſtille Theilnahme 
bitten die tiefbetrübten Neis ſenen. 

Breslau, den 10. Okt. 1851. 

1669 Todes ⸗Anzeige. 

F (Statt Gefonberer Meldung.) 

Geſtern Nachmittag gegen 6 Uhr endete nach 
kurzem Krankenlager eine Lungenlähmung das 
Leben unſers theuern, geliebten Gatten und Vaters, 
des königl. Hauptmann a. D. Ewald von 
Buſſe, in einem Alter von 46 Jahren 4 Mo⸗ 
naten. Um ſtille Theilnahme an dem für uns 
ſo ſchmerzlichen Verluſte bittet: 

Wilhelmine, verw. von Buſſe, 
geb. Kloſe, mit ihren beiden 
Töchtern Pauline und Marie. 
Camenz, am 9. Oktober 1851. 


[3434] Todes Anzeige. 
(Statt jeder beſonderen Meldung.) 

Nach mehrjährigen Leiden und 18⸗wöchentli⸗ 
chem ſchweren Krankenlager ſtarb heute früh 
4½ Uhr meine innig geliebte Frau Johanna, 
geb. Bayer, im 39. Lebensjahre. Tief betrübt 
bittet um ſtille Theilnahme: 

Schottſtädt, Wirthſchafts⸗Inſpektor, 
nebſt 3 unerzogenen Kindern. 
Groß⸗Peterwitz, den 9. Oktober 1851. 


Theater ⸗ANepertoire. 
Sonnabend den 11, Okt. Elfte Vorſtellung des 
vierten Abonnements von 70 Vorſtellungen. 
„Czaar und Zimmermann, oder: Die 
beiden Peter.“ Komiſche Oper mit Tanz 
in 3 Akten, Muſik von A. Lortzing. 


ubs Im alten Theater. 


2 
Heute den ne Woche, 


Oktober: 
des 


C . 1 
ſſiſſippi⸗Fluſſes. 

Anfang 7% Uhr. 3 } 

Billets find bei ws Fe Gore 15 ni 


bis Abende 5 Uhr zu haben. 


r 


(isses! Leh wohne jetzt Garten- 
. e Nr. 18, neben Tiebiehs 
Lokal im Haupteingange, erste Etage. 


Joh. Benj. Gaebel, 
Disponent der königl. Hof-Musik- 
handlung 


Ed. Bote & G. Bock. 


Werk aus ungleich weniger einzelnen Theilen, wird alſo auch weit weniger der Aus- 

abe n Gee e men . da Eisen ala ch en Lohn 
7 abe ine, rfindun 

ven Bend welcher Mann nach der Uhr vergäße ni Ae e Bad 


eder dabei zu ſprengen, wenn er mi 
8 diefe mit dem Uhrſchlüſſel, gi: us 
ſalHeizungsmethode.) Ein 


Engagement, nicht unbemittelt, ſucht auf Wager NY 
db 


erfahren das Nähere auf die Abreſſe E. Zu 
8 [3436] 


1982 


— (Paris.) Man hatte 


5 mpfang, welcher den Damen der Halle einige 
cht zuweilen ſeine Uhr auf⸗ 
r verkehrten Zeit. . A. 

n Amerikaner ſtellt das Projekt einer 
Mittelſt einer unterirdiſchen Heizung will 
ſo daß Jeder trockenen und warmen Fu⸗ 


auf Tage bei einem Pariſer Leichenbe 


Vagabunden.“ Da zog 
Zuges hinab; und alle Umſtehenden lachten, 


von nah und fern herbeilocken werde. das Wort „vile multitude“ erfunden! 


1655 Bekanut machung. 

Unter Hinweiſung auf meine Bekanntmachung vom 25. Mai v. J. bringe ich hier⸗ 
mit zur öffentlichen Kenntniß, daß in Stelle des erkrankten Regierungsraths Kuh, der 
Regierungsrath Haacke hierſelbſt als Deichregulirungs⸗Kommiſſarius für die beiden Re ⸗ 
gierungsbezirke Breslau und Oppeln von dem königlichen Miniſterio für landwirthſchaft⸗ 
liche Angelegenheiten ernannt worden iſt, und die Geſchäfte übernommen hat. 

Breslau, den 9. Oktober 1851. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Schlefien. v. Schleinitz. 


1573] In Folge höherer Anordnung ſetzt die unterzeichnete Direktion das landwirth⸗ 
ſchaftliche Publikum davon in Kenntniß, daß bei der Ausführung der hieſigen Drain⸗ 
Arbeiten die Einrichtung beſteht, zu dem Zwecke überſandte Perſönlichkeiten — im 
Allgemeinen dem Arbeiterſtande angehörend, £ 
zu Drain⸗Vorarbeitern 

auszubilden. Die Ausbildung erfordert 8 — 14 Tage; während dieſer Zeit tritt der 
Schüler, welcher eine gute Spate und Rohdehaue mitzubringen hat, in einen Paſch ein, 
unterzieht ſich in dieſem den verſchiedenen Arbeiten und theilt mit ihm den Akkord⸗Lohn. 

Beim Abgange erhält er ein Zeugniß ſowie einen Nachweis über ſeinen Verdienſt 
hierorts von dem Verſuchs⸗Dirigenten, Dr. John, welchem die Ausbildung der Schü⸗ 
ler anvertraut iſt und an welchen auch die Anmeldungen zu richten ſind. 

Proskau, den 2. Oktober 1851. 

Die Direktion der königl. höheren landwirthſchaftlichen Lehr⸗Anſtalt. 
Heinrich. 


[654] Bekanntmachung. 

Die bevorſtehende Martini⸗Meſſe wird am 10. November d. J. eingeläutet, 
und der Aufbau der Meßbuden beginnt am 4. November d. J. 

Frankfurt a. O., den 6. Oktober 1851. Dor Magiſtrat. 


3402] Der altteſtamentariſche Gottesdienſt, welcher durch den Abgang des Herrn 
2 Caro . e in worden iſt, wird nun von dem Unten, eichneten mit 
ottes Hülfe wieder fortgefegt, und vom Sonntage, den 12. d. Mts., an regelmäßig um 8 
Uhr Nachmittags in der Kirche zu St. Trinitatis gehalten werden. Dies allen Iſraeliten 
und Chriſten zur Nachricht, welche an einem ſolchen Gottesdienſte Theil zu nehmen wünſchen. 


J. C. Hartmann. 


Das Fabrik⸗Lager 2 N 


von Meidner & Comp. in Breslau, 
ift im Beſitze derjenigen Muſter 


in Tüchern und Double⸗Shawls, 


welche in der Londoner Induſtrie⸗Ausſtellung ſich des meiſten Bei: 
falls zu erfreuen hatten, und offeriren dieſelben ihren hieſigen und auswärtigen 
geehrten Abnehmern zur gefälligen Anſicht. 


Meidner und Comp. 


— —— ͤ eß— 
En gros und en detail Verkauf: 


Blücher⸗Platz⸗Ecke Nr. 10 und II, eine Treppe. 


Etabliſſements⸗Anzeige. 


„ Hiermit die ergebene Anzeige, daß ich Ritter Platz Nr. 10 
eine Spezerei⸗Waaren :, Tabak⸗ und 
igarren⸗Handlung 


eröffnet habe. — Einem geneigten Vertrauen beſtens empfehlend, werde ich ſtets bemüht fein, 
in reeler und billiger Handlungsweiſe, ohne beſondere Offerten, meinen Herren Konkurrenten auf 


eee I. Bltober 1851. Auguſt Weigelt. 
lie Eine zinsfreie Waſſer⸗Mühle, 


mit zwei Mahlgängen und einem Spitzgange nebſt 120 Morgen gutes Acker- und Wieſenland, 
nahe der Kreisſtadt Glaz, iſt veränderungshalber aus freier Hand zu verkaufen und Näheres 
auf frankirte Briefe zu erfahren durch die Expedition des Volksblattes in Glaz. 


7228 Feuerfeſte Geldſchränke 


‚aus Berlin ſtehen vorräthig zum Verkauf bei: 
Gotthold Eliaſon, Reuſche⸗Straße Nr. 12. 


Reeles Heiraths⸗Geſuch. [3454] Der neue Curſus der Religionsſchule 

Ein Wirthſchafts - Inſpektor, im feſten guten] beginnt mit dem 21. d. M. Anmeldungen zur 

rüfung und Aufnahme von Schülern finden 

bei Unterzeichnetem Montag den 13. und Diens⸗ 

tag den 14. d. M. Nachm. von 2—4 Uhr ſtatt. 
Breslau, den 10. Oktober 1851. 


adalie Tiktin, Rabbiner. 


[3452] 


[3451] 


5 eine Lebensgefährtin. 
chen oder Wittfrauen, welche davon Notiz 


e 
a 
nehmen wollen und elwas Vermögen befißen, 


poste xestante Breslau 


worden, ſcheint ſie nur mittelmäßig befriedigt zu haben. 
auf ein Diner gerechnet, und daß der Imbiß, welcher ihnen geboten worden, 
bewegen ſcheint, ſich ihrerſeits große Koſten zu machen. — Ein ſonderbares 


Hr. Thiers den Hut ab 


Pa emeldet, daß die Damen der Hallen den 25. I. M. dem 
räfidenten der Republik einen Ball geben ſollen. Dieſer Ball wird aber nicht ſtattfinden. Der 


Tage nach der Grundſteinlegung im Elyſee ge⸗ 
Es ſcheint nämlich, 15 5 dieſe Dan 

e gerade nicht 

Exeigniß fand dieser 


ängniß Statt. Die Arbeiter der Affociation der Hutma- 
cher, begleiteten einen ihrer Kameraden zu Grabe. Man war bis zum Boulevard Bonnes 
Nouvelles gelangt, als Herr Thiers vorüberging, der noch nie ſo geſund und 
ah, als feit feiner letzten Badekur in den Pyrenäen. Als Hr. Thiers die Zahl der die Leiche 
es gewahrte, erkundigte er ſich bei den Umſtehenden nach dem 

„Bürger (eitoyen) Thiers, gab ihm ein Arbeiter 


behaglich aus ⸗ 


\ Namen des Todten. 
zur Antwort, wir begraben einen ſocialiſtiſchen 
und grüßte unermüdlich die ganze Länge des 


als fie die Artigkeit des Mannes erblickten, welcher 


[633] Bekanntmachung. 

Der Bedarf des unterzeichneten königl. Ap⸗ 
pellations-Gerichts an Schreibmaterialien und 
Beleuchtung für den Zeitraum vom 1. Januar 
1852 bis vit. Dezember 1854 ſoll dem mindeſt⸗ 
ſordernden Lieferanten überlaſſen werden. 

Derſelbe —.— jährlich ungefähr: 

I. an geſtempeltem Papier: 

1) Relations⸗Papier 2 Rieß. 

2) fein Brief⸗ Papier 2 

3) kl. Büten⸗ u. rafhinen-Kanzlei 120 

4) klein Folio-Kanzſe ei 8 

5) gr. Büten⸗ u. Maſchinen Konzept 6 

6) kl. Büten⸗ u. Maſchinen⸗Konzept 130 

7) weiß Akten⸗Deckel e 


8) blau Akten⸗Deckel 7 
9) blau Etiquetten „ 1 
10) buntes geglättetes Etiquett.⸗Pap. 4 - 
11) groß Büten⸗Pack⸗Papier 5 
12) klein Büten⸗Pack⸗Papier 7 


II. Blei⸗ und Rothſtifte, circa 48 Stück. 
III. Federpoſen, circa 6500 Stück. 
IV. inte und zwar: 

ſchwarze circa 250 Quart. 

rothe . 1 Quart. 


0 
V. Bindfaden: 
ſtarken eirca 290 Pfd. 


ſchwachen 130 Pfd. 
VI. Siegellack circa 130 Pfd. 
VII. Oblaten: 


Nr. 1 circa 44 Schachteln 2 100 Stück. 
Nr. 2 ca. 480 Schachteln a 100 Stück. 
Nr. 3 ca. 40 Schachteln A 100 Stück. 
VIII. Lichte: 5 
gegofien? circa 48 Stein, 
den Stein zu 24 Pfd. u. auf 1 Pfd. 6 Stück. 
IX. Brennöl circa 6 Centner. 
E 2 7 tzwien circa 48 Strähn. 

Zu dieſem Behuſe haben wir einrn Termin 
auf den 30. Okt d. J. Nachm. 3 Uhr vor 
dem Kanzlei-Rath Beßniſch in dem Geſchäfts⸗ 
. des Appellationd-Gerichts, eine Stiege 

och, anberaumt, und laden hierzu lieferungs⸗ 
im Fautionpfäpige Bieter zur Abgabe ihrer Ge⸗ 

e ein. 


„Die näheren Bedingungen werden in dem 
Termine bekannt gemacht werden, und find vor. 
her in unſerm Bureau 1. einzusehen, woſelbſi 
auch die Proben, nach welchen die verſchiedenen 
Sorten Papier zu liefern find, zur Ansicht be⸗ 
reit liegen. Die reſp. Licitanten haben im Ter⸗ 
mine ſelbſt Proben mitzubringen, und mit Be⸗ 
ziehung darauf ihre Gebote abzugeben. 
Breslau, den 25. Septbr. 1851. 

Königliches Appellations⸗Gericht. 

Hundrich. 


[612] Bekanntmachung. 
Da in dem am 23. Juni d. I. abgehaltenen 
e ee in d der auf 
em linken Ufer de em zum 
kön lichen Domänen-Amte Garlsmartt ehr. 
en Dorfe Alt⸗Hammer, 2% Meilen ur ber 
1 Ar 5 Sen Perle 
nebſt Waſſerkra \ ereits 
abgebrochenen e age i ein annehm- 
bares Gebot a N 90 a ‚Haben wir auf 
TER. 10 Uhr an Ort unde el reſp. 
1 dem eee e 
ammer . ath v. Maſſo 
einen d Verfaufstermin anberaumt. 
Der Bietun ie Lien ER Nachmittags 3 Uhr 
engen können pon pine ab in unferer 
e u 
Regiſtratur, m königlichen Kreis- Steuer. und 
Rent um d krieg, fo wie im königlichen 
Domänen⸗ ſige zu Carlsmarkt eingeſehen wer- 
den. Nl. In Bie geringſte Kaufpreis beträgt 
1520 5 ietungstermine muß von dem 
Beſtbie 5 ogleich der jehnie Theil des Ge 
bots baar oder in inländiſchen öffentlichen Pa⸗ 
pieren na in Kurswerth deponirt werden. 
Der Zuſchlag wird, wenn ein entsprechendes 
ar erfolgt, im Termine ſelbſt fofort ertheilt, 
sus aun die Natural-Rebergabe, ſobald die 
edingungen gehörig erfüllt find, ſoſort bewirkt 
werden. e 92 5 ept. 1851. 
. nigliche Regierung. 
Abtheilung für Domänen, Forsten und direkte 
Steuern. 

1643] Ein noch im gutem Juſtande befind- 
licher Flügel wird zu kauſen geſucht. Offerten 
unter U. F. poste restante franco Breslau. 


